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An das revolutionäre Proletariat!
Arbeiter, Parteigenoſſen!
Die Bluttaten gegen Arbeiterführer häufen ſich. Unſer Vartei-

vorſitzender Genoſſe Ha gaſe iſt vor dem Reichstage, eine Stunde,
bevor er ſeine große Anklagerede gegen die verbrecheriſche Oſt
politik der Regierung und die Gewaltakte der Noskegarden halten
wollte, von einem Manne durch mehrere Schüſſe verletzt worden.

Nur einem Zufaü iſt es zu verdanten, daß die Kugeln nicht töd-
lich trafen, daß Haaſe noch lebt.

Der Täter iſt ein dſterreichiſcher Lederarbeiter namens Voß.
Dieſe Tat entſpringt nach den offiziellen Angaben perſönlichen
Motiven eines geiſtig nicht Normalen. Wie immer dem ſei:
ſicher iſt, daß die Tat nur in einer politiſchen Atmoſphäre, in der

die Nevolutionäre als vogelfrei
gelten, und ihre Mörder frei ausgehen, möglich wurde.

Mörderzentralen der Militariſten haben Luxem-
burg, Liebknecht, Eisner, Dorenbach, Landauer,
Jogiſches und viele andere in den Städten des
Landes umbringen laſſen. e

Gegen Ledebour, Radek und andere Führer des Prole-
tariats ſind Mordpläne offenbar geworden.

Die Mörder unſerer Führer läßt man fliehen
oder läſtt ſie in den Gefängniſſen gute Tage feiern. Die Vogel,
Rothe und andere ſind im Auslande. Der Mörder Runge lebt
nach eigenen Ausſagen vergnügter als je zuvor. Der Maſſen
mörder Marloh iſt noch immer nicht vor Gericht geſtellt.

Berlin, 8. Oktober (W. T. B.) Wenige Minuten
nach 1 Uhr gab heute vor dem Reichstagsgebäude ein
Ziviliſt ſechs Schüſſe auf den das Gebäude betreten-
den Abgeordneten Ha aſe ab. Abg. Haaſe iſt im
Unterleib, am Oberſchenkel und im Unterarm ge-
troffen worden. Der Täter wurde von der Polizei
verhaftet und in das Reichstagsgebäude gebracht.

Erfrenlicherweiſe beſtätigt ſich nach ſpäteren Meldungen die in
der vorſtehenden amtlichen Darſteſſune des Attentats ange-
gebene ſchwere Verwundung des Genoſſen Haaſe nicht. Wie
uns aus Berlin berichtet wird, trafen von den anf Genoſſen Haaſe
abgegebenen ſechs Schüſſen nur zwei, die Haaſe am rechten Unter-
ſchenkel und rechten Oberſchenkel verwundeten. Es handelt ſich
nach Auskunft der Aerzte um Fleiſchverletzungen leichterer Natur.
Ueber die Motive zur Tat werden allerlei Gerüchte verbreitet,
und es macht ſich das Beſtreben bemerkbar, die Sache als per
ſön lichen Racheakt hinzuſtellen. Es wird uns indes demgegen-
über ausdrücklich verſichert, daß auch dieſes Attentat politiſche
Hintergründe hat.

Was zu der politiſchen Seite des Attentats zu ſagen wäre,
das wird klar und trefflich geſagt in der Kundgebung des Zentral-
vorſtandes, die wir an der Spitze des Blattes bringen. Und auch
die Freiheit hat ſicher recht, wenn ſie ſchreibt, daß auch dieſer ruch
loſe Anſchlag das Ziel hatte, nach Liebknecht, Luxemburg,
Eisner uſw. nun auch den Genoſſen Haaſe der ſchwarzen
Konterrevolution zum Opfer zu bringen.

Die Schandbuben der Regaktion, aufgehetzt und aufgeſtachelt durch
eine wüſte Propaganda, glauben das Proletariat am ſtärkſten da
durch zu treffen, daß ſie ſeine beſten Führer meuchlings
ermorden. Dieſe Halunken fühlen ſich des Beifalls der bür-
gerlichen Geſellſchaft ſo ſicher, daß ſie vor offenen Attentaten nicht
zurückſchrecken. Welche Motive auch den Attentäter gegen
Haaſe geleitet haben mögen, eines iſt ſicher, daß dieſer neue ſchur-
kiſche RNeberfall als ein Anzeichen dererſtarkten Gegen-
revolution betrachtet werden muß. Mehr als je muß deshalb
das Proletariat auf dem Poſten ſein, um die Angriffe abzuwehren,
die von ſeinen Feinden vorbereitet werden.

Wir freuen uns von Herzen, daß der verbrecheriſche Plan miß-
lungen iſt, und der Genoſſe Haaſe bald wieder ohne geſundheit-
lichen Schaden auf ſeinen Kampfpoſten in der Partei und im Par-
lament zurückkehren kann.

Als ihn geſtern vor dem Reichstage die tückiſchen Kugeln trafen,
war er eben im Begriff, im Reichstage in einer großen Rede mitder Regierung abzurechnen und beſonders an ihrer ſträflichen

Politik im Baktikum ſcharfe Kritik zu üben. Nach Meldungen der
bürgerlichen Preſſe ſei er im Beſitz aufſehenerregenden und die
Regierung ſchwer belaſtenden Materials, namentlich über die ruſ
ſiſche Werbearbeit in Berlin. „Er wollte an der Hand unwider
leglicher Dokumente beweiſen, daß ſich in Berlin die Ver
tretung einer neugebildeten weſt ruſſiſchen Re
gierung befindet, die mit Koltſchak und Denikin in eng-
ſter Fühlung ſteht. Es ſollen ſich ſogar zwei Mitglieder dieſer

Mordanſchlag auf Haaſe.

Man hetzt durch die antibolſchewiſtiſche Liga,
durch die Liga für deutſche Kultur, durch den Alldeutſchen Klüngel
und die Offizierskamarilla gegen die Führer des Prole-
tarigts, die man zu beſeitigen ſtrebt, um die Arbeiterſchaft hilflos
und führerlos zu machen.

Die niedrige Hetze gegen die Juden hat dieſe Pogrom
ſtimmung aufs höchſte geſteigert.

Die Mörderzentralen ſuchen überall nach Mordbuben, die ſie hoch

bezahlen. Degenerierte wie Runge und ähnliche geiſtig Minder-
wertige ſind ihnen willkommene Subhjekte.

Dieſe Kreaturen, denen weder Strafe noch Vergeltung droht,
wenn ſie Führer des revolutionären Proletariats beſeitigen, ſind
die freiwilligen oder unfreiwilligen Werkzeugeder Konter-
revolution, in deren Sinn ſie handeln.

Arbeiter, Parteigenoſſen! Es gilt jetzt erneut
Proteſt zu erheben gegen die Straffreiheit der
Arbeitermörder, gegen die Pogromhetze und die
Blutſtimmunng, die überall verbreitet wird.

Die Wahrheit über die wirklichen Motive des Attentats auf den
Genoſſen Hagſe werden unter dem herrſchenden Syſtem, bei den
planmäßigen Mordvorbereitungen dunkler Reaktionsmächte und
ven bekannten Vertuſchungsmanövern vielleicht nie erfahren.
Heimtücke und Hinterliſt waren ſtets Waffen der Reaktivn.

Seid wachſam und bereit!
Es ſteht alles auf dem Spiel!

Zentralkomitee der Unabhängigen Sozial demokratiſchen
Partei Deutſchlands.

weſtruſſiſchen Regierung ſtändig in Berlin befinden, wo ſie die
Propaganda und Werbearbeit für die ruſſiſchen Gegenrevolutio-
näre leiten. Er wollte auch Mitteilungen über den Verkehr zwi-
ſchen dieſen ruſſiſchen Vertrauensleuten und der deutſchen Regie
rung machen.

Er dürfte indes wohl noch Gelegenheit finden, ſeine Abſicht im
Reichstage wahrzumachen. Hoffen wir recht bald!

Ueber die Perſon des Attentäters
und die Motive ſeiner Tat werden die verſchiedenſten Angaben
verbreitet. Wir beſchränken uns auf die Wiedergabe des Folgen-
den: Angeblich heißt er Johann Voß, iſt gebürtig aus
Wien, 51 Jahre alt und Lederarbeiter. Er ſoll an „Queru-
lanten- und Verfolgungswahn leiden „Er gab bei
ſeinem von der Staatsanwaltſchaft vorgenommenen Verhör an,
er gehöre keiner Partei an. Der Mann hatte ſeit einiger Zeit
behauptet, die Wahrnehmung gemacht zu haben, daß es bei der
preußiſchen Klaſſenlotterie nicht mit rechten Dingen zugehe, und
deshalb zahlreiche Anzeigen bei der Klaſſenlotterie und dem
Finanzminiſter eingereicht, was dazu führte, daß in Moabit ein
Strafverfahren wegen verſuchter Erpreſſung gegen ihn eingeleitetwurde. Er hatte durch ſeine Ehefrau den n Haaſe
erſuchen laſſen, die Angelegenheit vor das Parlament zu bringen.Als Haaſe darauf nicht einging, beſchuldigte ihn Voß, daß u er
beſtochen ſei, und verfolgte ihn auf Schritt und Tritt, bis der
Entſchluß in ihm reifte, die Oeffentlichkeit mit der Angelegenheit
zu beſchäftigen. Mit einer Parabellum-Piſtole machte er Schieß-
verſuche im Grunemald. Schon Dienstag war er Haaſe nach dem
Reichstagsgebäude gefolgt, konnte ihn aber nicht erreichen. Mitt-
woch erwartete er ihn an einem der Eingänge und gab auf etwa
fünf Schritt Entfernung ſechs Schüſſe auf ihn ab. Eine der
Kugeln traf einen Paſſanten, deſſen Perſönlichkeit unbekannt iſt.“

Es iſt einigermaßen verſtändlich, daß von „amtlicher“ Seite und
von der kapitaliſtiſchen Preſſe alles verſucht wird, den Attentäter
als „geiſteskrank“ und ſein Verbrechen als einen „perfönlichen
Racheakt“ “hinzuſtellen. Eine ganze Reihe von Umſtänden laſſen
jedoch den politiſchen Charakter des Anſchlags als zweifellos
erſcheinen.

Das Bombenattentat in Moskau.
Wie aus der ausländiſchen r z hervorgeht, iſt am 25. Sep

tember in Moskau ein Bombenattentat gegen Mii-
glieder der r verübt worden. DasAttentat richtete ſich gegen das Zentral-Exekutivkomitee der Re-
gierung und wurde im Kreml, in dem ſich der Sitz des Komitees
befindet, begangen.

Ueber die Einzelheiten des Bombenattentates wird aus
Moskau mitgeteilt:
bekannter Konterrevolutionär zwei Bomben in das Ver-
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regierung richtete. Bei dieſem riſen Attentat ſollen zehn Per
ſonen getötet und 28 ſchwer verletzk worden ſein.

Bereits vor etwa 14 Tagen meldete Times, daß Hin rich
tungen in größerer Zahl in Moskau vorgenommen worden ſeien.
Auch neuerdings wird mitgeteilt, es ſeien von der außerordent-
lichen Kommiſſion 67 Perſonen verurteilt und hingerichtet worden.
Ob dieſe beiden Meldungen denſelben Fall betreffen, entzieht ſich
gegenwärtig der Beurteilung, wie man überhaupt genaue Nach-
richten über das Attentat und ſeine Folgen abwarten muß. An
der Tatſache, daß Attentate in Moskau verübt worden ſind. läßt
ſich jetzt aber wohl kaum noch zweiſeln. Sie zeigen, daß die
Gegenrevolutionäre in Moskau ſich wieder zu rühren beginnen
und mit Gewalt verſuchen, die Herrſchaft der verhaßten Sowjet
regierung zu ſtürzen.

Das Schulkompromiß.
II.

a) Das Schulkompromiß in der Praxis.
Jn Bayern iſt der Kampf um die Schule bereits am 4. Sep-

tember 1919 entſchieden. Das Schulkompromiß wurde ſo ausgelegt:
„1. Jn den Städten mit über 15 000 Einwohnern wird auf Grund
der Anmeldung der Schüler bzw. der Klaſſeneinſchreibungen am
Ende des Schuljahres der Willensentſcheid der Erziehungsberech-
zigten und dann proportional die Anzahl der Konfeſſions und
Simultanſchulen feſtgeſtellt. Jn den Städten, in denen bisher
nur Simultanſchulen beſtanden, z. B. in Fürth, bleiben nur
Simultanſchulen. 2. Jn den Orten mit weniger als 15 000 Ein
wohnern wird durch geheime Wahl die Entſcheidung herbeigeführt,
ob in den Orten Simultan- oder Konfeſſionsſchulen einzurichten
ſeien. Die einfache Mehrheit iſt die Grundlage für die Entſchei
dung. Die Abſtimmung muß auf Antrag nach einer Reihe von
Jahren wiederholt werden.“

Ein bloßer Vergleich mit den Artikeln 143--146 beweiſt, daß dieſe
Auslegung des Kompromiſſes ein neues „bayeriſches Kom
promiß“ darſtellt, in dem die alte ſozialiſtiſche Forderung der
„weltlichen Schule“ auffallenderweiſe offiziell überhaupt noch
keinen Raum gefunden hat. Die am 4. September abzugebende
Erklärung hatte nämlich folgenden Wortlaut:

„Jch erkläre, daß der Schüler (die Schülerin) geboren
eine Konfeſſionsſchule Simultanſchule beſuchen ſoll

und beſtätige dieſe Erklärung durch meine Unterſchrift.“

München, den 1. September 10919.
5 (Unterſchrift des Erziehungsberechtigten.)

Eltern, Vormund.
Das kommuniſtiſche Blatt Der Kampf ſetzt hinzu: „Jn dieſer

Erklärung iſt das Wort Konfeſſionsſchule durchzuſtreichenl“, ohne
aber ſelbſt nachdrücklich die Forderung der weltlichen Schule
zu erheben. Das iſt immerhin bemerkenswert. Jn München hat
am 4. September die klerikale Konfeſſionsſchule ge
ſiegt: Von den Erziehungsberechtigten wurden abgegeben:
52 128 Stimmen für die Konfeſſions ſchule; 15 040 Stimmen
für die Simultanſchule, für die welt liche Schule Stimme.

Auch in Gotha verzichtet man fürs erſte auf die weltliche Schule.
Das unabhängige Gothaer Volksblatt vom 22. Auguſt 1919 befür-
wortet die Notwendigkeit des Religionsunterrichts ſogar in der
Volksſchule, gibt einen „Entwurf zu einem modernen Religions-
Stoffplan und ſchließt: „Zur harmoniſchen Ausbildung aller ſeeli-
ſchen Kräfte im Menſchen gehört auch die BVildungdes reli-
giöſen Gefühles durch die Erziehung durch die
Schule. Aufgabe der Volksſchule zur Bildung des religiöſen
Gefühles ſollte nicht die Herausarbeitung des Religions ſyſtem s
(Schwarzſche Methoden) und die Kenntnis der Bibel ſein, ſondern:
die Lichtwellen der Gefühle, die durch die Wechſelbeziehungen von
Kind und Außenwelt entſtehen, gleich einer Linſe in die Strahlen
hündel des Rechts, des Wohlwollens und der Einſicht zuſammen
faſſend hinleiten zum Brennpunkt, zum Streben und Wollen nach
Vollkommenheit zum religiös- ſittlichen Jdealbild.“

Jn Sachſen dagegen iſt die weltliche Volksſchule ſeit der
Revolution proklamiert. Sie wird auch nach der Entſcheidung der
Erziehungsberechtigten überwiegend weltlich bleiben; kirchlich Ge
ſinnte ſchicken ihre Kinder eben neben dem Schulunterricht in den
Religionsunterricht ihrer Konfeſſion, den der Geiſtliche erteilt. Die
Unabhängige Zeitung ſchrieb: Eine im Sinne des Zentrums voll-
zogene- Durchführung des Kompromiſſes bedeutete für uns in
Sachſen unbedingt Tod der Einheitsſchule. Mit demſelben Rechte.
mit dem die katholiſchen Eltern katholiſche Schulen verlangten,
würden lutheriſche, reformierte, jüdiſche, moniſtiſche, ſozialiſtiſche,
atheiſtiſche uſw. Eltern Schulen ihrer Konfeſſion oder ihrer Welt-
anſchauung fordern. Das würde ſchon in Großſtädten zu unhalt
baren Zuſtänden führen. Für die Kleinſiädte und die höheren
Schulen wäre es der reine Wahnwitz. Wo bisher eine acht-
klaſſige Schule war, müßte ein halbes Dutzend zwei-
klaſſiger errichtet werden. Man kann beinahe ſagen: Es iſt
ein Glück, daß das Kompromiß in der Praxis zu ſo unſinnigen Zu

Am 25. September abends warf ein un ſtänden führt; denn ſelbſt der orthodoxeſte Kirchenchriſt wird ſeine
Kinder lieber in die vollausgebaute, allen modernen Forderungen

ſammlungshaus der Kommuniſten, wo gerade in Anweſenheit der gerechtwerdende vielſtufige weltliche Schule und neben
angeſehenſten Kommuniſtenführer eine Sitzung ſtattfand. Die
Exploſion verurſachte große Zerſtörungen. Von bekannten Füh-
rern der Bolſchewiſten wurden getötet Kropotoff, einMitglied des Moskauer Sowjets; Zarkaſkij, der Sekretär des
Mos auer Komitees, und vier andere. Verwundet iſt u. g.
Bucharin, der Verfaſſer der bekannten bolſchewiſtiſchen Pro-
grammſchrift.

Anläßlich der Begräbnisfeier der Opfer dieſes Attentates
ſoll nun noch ein zweites Bombenattentat begangen
worden ſein, das ſich gleichfalls gegen Mitglieder der Sowjet-

de i in den Religionsunterricht zu ſeinem Geiſtlichen ſchicken, als
in eines der traurigen Gebilde, die die Frucht der Zerſchlagung
unſeres Schulbaues in ſoundſo viele ſäuberlich konfeſſionell und
weltanſchaulich geſchiedene Schulrninen ſein würde. Da ſchließ-
lich zur Schule auch noch die Lehrer gehören, und dieſe ſich eben
falle unzweideutig für die weltliche Schule erklärt haben,
ſo können wir wohl hoffen, daß wenigſtens bei uns in Sachſen der
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entſchieden zukunftoöfrohe Sei von Dresfde
über die von Weimar drohende Finſternis ſiegen wird.

So herrſcht innerhalb der einzelnen Bundesſtaaten eine
unterſchiedliche Auffaſſung über den Charakter der Volks
re rmit über die Auffaſſung der Artikel 148 bis 146 in der

raxis.
b) Wie werden ſich nun die Verhältniſſe in Preußen, ſpeziell in der

Provinz Sachſen geſtalten
Dor Regierungsſogialiſt Katzenſtein führte im Januar 1919 im

Ausſchuß aus: „Das Volk will den Rel sunterricht in der
Schule.“ Auch nach Preſſeartikeln hat man die Ueberzeugun
die Rechtsſozialiſten nicht mehr für die „Weltlichkeit der le
die im Erfurter Programm gefordert wird, eintreten werden. (Vgl.
Sazialiſtiſche Monatshefte).

In Preußen iſt anfangs 1919 bereits eine kleine Probe aufs
Exempel gemacht worden. Ueber s Millionen Eltern
haben ſich durch eine amtliche unterſchriftliche Erklärung für Bei-
de haltung des Religionsunterrichtes in der Schule ausgeſprochen
Jn der Provinz Sachſen meldeten ſich bis Mai 1919 insgeſamt nur
453 Kinder aus dem Religionsunterrichte ab, davon 56 aus höheren
Schulen und 372 aus der Volksſchule. Eine ganz geringe Zahl
alſol Jm Bezirk Magdeburg ſind es 335. Erfurt: 85, im Bezirk
Merſeburg: 58, in der Stadt Magdeburg von 40 000 Kindern
nur 104. Es lehnten bis jetzt nur 118 Lehrer offiziell die Erteilung
des Religionsunterrichts ab, im Bezirk Magdeburg 6. Von einer
Kirchenflucht kann man heute bis tief in die Reihen der U. S. P.
nicht gerade ſprechen, bei den idealen Kommuniſten, den „Erfüllern
der Bergpredigt Jeſu“, erſt recht nicht. Ferner iſt die Einrichtung
der weltlichen Schule in Preußen binnen weniger Mpnate mit
großen Schwierigkeiten verknüpft: Es fehlen ſofort anwendbare
Lehrpläne, es mangelt an Schulbüchern für rein weltliche Schulen,
die Lehrerſeminare ſind bis jetzt alleſamt konfeſſionell. zur Er
richtung von Privatvolksſchulen aber fehlt den freireligiöſen und
Freidenker-Gemeinden das Geld. Das ſind Tatſachen, denen die
Sozialdemokratie Preußens klar ins Geſicht ſehen muß, wenn ſie
Stellung zum Schulkompromiß in der Praxis nehmen will.
Andererſeits aber rüſtet die Kirche und macht ihre Anſprüche auf
Schule und Unterricht weiter geltend. Der Evangeliſche
Kirchentag vom 5. September 1919 fordert „die Erhaltung des
evangeliſchen Religionsunterrichts in den Schulen. Als ordeni-
kiches Lehrfach gehört der chriſtliche Religionsunterricht zum
Grundbeſtand der Schule.
Unterricht iſt ebenſo wie ein objektiver chriſt''cher Religiensunter-
richt abzulehnen. Pſfychologiſch und pädagogiſch unmöglich
iſt ein interkonfeſſioneller chriſtlicher Religionsunterricht. Der
evangeliſche Religionsunterricht hat die Aufgabe, nach reformato-
riſcher Auffaſſung Weſen und Wohrheit des Chriſtentums zum
Verſtändnis zu bringen. Das Evangelium iſt ſein Jnhalt.
Jeder der evangeliſchen Kirchengemeinſchaft angehörige Schüler
iſt zur Teilnahme am evangeliſchen Religions-
unterricht der Schule verpflichtet. Den Eltern ſteht es
aber frei, aus Gewiſſensgründen den Kindern einen anderen
Religionsunterricht erteilen zu laſſen, für den die Kirche Vor-
ſorge zu treffen hat. Die Feſtſtellung des Unterrichtsplanes, die
Beſtimmung über die Lehrbücher und die Aufſicht über dieſen
Unterricht iſt Sache der Kirche. Eine angemeſſene Veteiligung
der Lehrerſchaft iſt zu ſichern.“

Nach dem Kirchlichen Geſetz- und Verordnungs-
laitit Nr. 5, 1919, ſtellt die evangeliſche Kirche aus „Geſchenken
und Vermächtniſſen“ in Preußen allein für 1919 ein 28 588,80 Mk.
für die Schule, und aus dem „Koſtektenfonds“ „zur Erteilung
erangeliſchen Religionsunterrichts und zur Unterhaltung
evangeliſcher Schulen“ 1915: 43 384.53 Mk., 1916: 51 408,27
WMark, auch 1919 rund weitere 50 000 Mk., insgeſammt alſo allein
aus dieſen Mitteln rund 80 000 Mk. Daneben hat ſie aber noch
andere reiche Quellen.

Wie groß der Einfluß der evangeliſchen Kirche auf die Geſtal-
tung der Schulen nach dem Schulkompromiß in Preußen ſein kann
und wird, zeigen ferner folgende Zahlen der Statiſtiſchen Tabellen
über die Verwaltung des evangeliſchen Kirchenweſens S. 86 ff.
vom Auguſt 1919: Danach gibt es in Berlin 1 689 479 Evangeliſche,
in der Provinz Brandenburg (ohne Berlin) 8676 693, in der Pro
vinz Sachſen 2 830 151, in ganz Preußen 19 258 082. Jm Jahre
1916 gab es in Preußen 294 879 lebend geborene Kinder evange-
liſcher Eltern, in der Provinz Sachſen: 38 136. Evangeliſche
Taufen wurden 1916 vollzogen: in Preußen 285 158, das ſind 104,25
Prozent der Jahresgeburten! Jn der Prvvinz Sachſen wurden
1316: 38 400 Kinder evangeliſch getanuft 105,53 Prozent der Ge
burten in einem Jahre.

Dabei intereſſieren auch die evangeliſcher Eheſchließungen und
Trauungen! Es wurden vollzogen: in Preußen insgeſamt 100 913
Eheſchließungen evangeliſcher Chriften, 75 289 ließen ſich kirchlich
trauen 85,37 Prozent. Jn der Provinz Sachſen ſchloſſen die
Ehe: 13070 Evangeliſche, es ließen ſich kirchlich trauen 12 068
W Progent.

Konfirmiert wurden in Preußen 427 027 Kinder, in der Provinz
Sachſen 64 134 Kinder im Jahre 1916.

So entfallen demnach auf je 1000 Einwohner der Prvv. Sachſen
916 Angehörige der evangeliſchen Landeskirche, 23,6 Freidenker, der
Reſt ſind Katholiken und Andersgläubige.

Rach dieſen Zahlen allein zu urteilen, würde die Volksſchule in
der Provinz Sachſen nach dem Kompromiß zu über 90 Prozent eine
epangeliſche, alſo eine konfeſſionelle Schule ſein, wenn jedes Mit-
glied der evangeliſchen Kirche für die konfeſſionelle Schule ſtimmte.

hierbei ſind doch erhebliche Einſchränkungen zu machen.
Zunächſt hat fich der geſamte deutſche Bevölkerungszuſtand ſeit
316 erheblich verändert. Die amtliche Statiſtiſche Korreſpondenz
berichtet: Jm dritten Vierteljahr 1914 wurden in Preußen 283 900
Kinder lebend und 8200 Kinder tot geboren. Dazu kamen 228 000
Geftorbene, ſo daß ein Geburtenüberſchuß von 67 500 zu verzeichnen
war. Jm vierten Vierteljahr aber gab es in Preußen nur 124 000
lebend- und 4000 totgeborene Kinder neben 185 000 Toten. Statt
eines Geburtenüberſchuſſes war alſo ein Ueberſchuß der Geſtorbe
nen über die Geborenen von 61 000 zu verzeichnen. Jm dritten
Nierteljahr 1918 endlich ſtanden 156 000 Lebendgeborenen 229 677
Geſtorbene gegenüber. Der geſamte Bevölkerungsrückgang allein
in Preußen ſeit Ende 1914 erhebt ſich bis auf eine Millivn und für
das Deutſche Reich auf etwa 16 Millionen. Mit anderen Worten:
das bisherige Gebiet des Deutſchen Reiches zählt wahrſcheinlich
anſtatt 68,2 Millionen zu Ende des Jahres 1919 mr noch 66.7 Mil
lionen. Auch die Erhebungen von 1919 werden die Statiſtik nicht
günſtig geſtalten können.

So kommt es in bezug auf die Schule, daß wir heute einen
Ueberſchuß an Lehrkräften haben, zu gleicher Zeit aber
vermindert ſich die Zahl der Schulkinder erheblich.
Nach amtlichen Angaben konnten die zu Oſtern 1919 von den Semi
naren entlaſſenen jungen Lehrer in ganzen Bezirken keine An
ſtellung finden. Jm Laufe der nächſten Jahre werden nicht weni
ger als über 15 009 Kriegsſeminariſten die Lehrerprüfung ablegen
zirka 4000 Lehrer aus Poſen, und ferner eine gewiſſe Anzahl aus
Schleswig-Holſtein und ElſaßLothringen kommen hinzu. Anderer
ſeits iſt mit einem außerordentlichen Rückgange der Schülerziffern
in den Großſtädten zu rechnen. Charlottenburg z. B. hat 15 Klaſſen
eingehen laſſen Berlin wird 1920 75 Klaſſen einziehen, trotz Her
abſetzung der Beſuchsziffern in den einzelnen Klaſſen. Jn Halle
umfaßt der Jahrgang 10921 ſchon jetzt nur noch etwas über die

vAllein,

Hälfte des Veſtandes, den dieſer Jahrgang in Friedenszzeiten bei
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Anzahl l Res tdemokraten mit der U. S. P. und den Kommuniſten aus Prinzip dringen dernicht für die kanfeſſionelle Schule, ſondern für die weltliche im Haben L er rics
men werden. Wie dann dieſe Schulen in den einzelnen Gemein i ini n r r vden errichtet werden ſollen. das wird der Schulverwaltung Rätſel h und ſo Cänter der Front Dentkins ſind

daß aufgeben die ſie in einigen Monaten nicht zu löſen vermag

Ob aber in Preußen wie in Bayern von der Errichtung der
weltlichen Schulen überhaupt abgeſehen und den Ergziehungs
berechtigten nur die Wahl zwiſchen Konfeſſions- und Simultan
ſchule gelaſſen werden darf, das iſt zu bezweifeln. Arbeiter
gemeinden werden die weltliche Volksſchule unbedingt fordern,
angrenzende Bauerngemeinden dagegen werden die konfeſſionelle
wählen. Und ſo ergibt ſich in der Provinz Sachſen auf dem Land
ein Schulwirrwarr, in den Großſtädten der Provinz aber be
ginnt das Erziehungsdurcheinander erſt recht. Stimmen z. B.
50 Prozent aller Erziehungsberechtigten für eine weltliche Schule,
40 Prozent für die evangeliſch-konſeſſionelle, 10 Prozent für die
katholiſche Schule, ſo werden 50 Prozent der ſtädtiſchen Schulen
weltlich. 40 Prozent evangeliſch, 10 Prozent katholiſch werden,
gemäß des Verhältniswahlrechts. Nach fünf Jahren ſoll aber
mals neu beſtimmt werden! Woher die Räume für die Zwerg-
ſchulen nehmen, die verſchiedenen Lehrpläne, Lehrbücher, Lehrer
und Aufſichtsheamten

Die Härten dieſes Zuſtandes empfindet dabei am meiſten die
einzelne Familie. Man denke z. B. nur an die Verſetzung eines
Eiſenbahners aufs Land. Jn der Stadt beſuchte ſein Kind die
weltliche Schule, auf dem Lande muß es, da die deutſchnationalen
Bauern für die konfeſſionelle Schule ſtimmten, in die Konfeſſions-
ſchule gehen, vielleicht gar in eine katholiſche. Weitere Verwick-
lungen mag ſich jeder ſelbſt ausmalen.

Jn einzelnen Gemeinden werden daher vielleicht wie in Bayern
Sſponderkompromiſſe zwiſchen einzelnen Religionsgemeinſchaften
geſchloſſen werden in manchen wird eiwa durchgehends die Ein
führung der Simultanſchnle vereinbart werden. Ueberall aber
wird der Streit um die Schule die ſchärfften Kämpfe hervorrufen

Wo bleibt da der „Aufſtieg der Begabten“? Wann ſoll
die Einheitsſchule kommen und gar als Arbeits-
ſchule

Der italieniſche Parteitag.
Die Schlußtagung.

Bern, 8. Oktober. (W. T. B.) Jn einer ftürmiſchen Schluß-
ſizung nahm der Bologneſer Sozialiſtenkongreß eine Tagesord-
nung Ferrats an, in der maximaliſtiſche Grundſätze aufgeſtellt,
aber gleichzeitig die Beteiligung am Wahlkampfe verlangt wird.
Für die Annahme wurden rund 48 000, dagegen 50 000 Stim-
menderReformiſten und 8600 der Kommuniſten abgegeben.

Weiter heißt es in einer W. T BMeldung, von der abzu
warten iſt, ob ſie die Stimmung des Kongreſſes vollkommen
richtig wiedergibt:

Jn der Montagsſitzung des Sozialiſtenkongreſſes von Bologna
haben die Extremiſten einen weiteren Schlag erlitten. Nachdem
der Abgeordnete Graziadei unter Beifall der Verſammlung ſich
egen die Wahlbeteiligungsgegner gewandt hatte, nahm Partei-fefretär Lazzari das Wort, um zur allgemeinen Ueber-

raſchung gegen die Verherrlichung der reinen Ge-
walt zu ſprechen. Er führte aus: Diejenigen, die nur Aufruhr
redigen, vergeſſen. daß die Bewegung zur er ihrer

Jdee den für das Endziel des Sozialismus notwendigen Klaſſen
a verlieren und ſich in einer Reihe von Komplotten und

erſchtvörungen auflöſen würde. Lazzari verwahrte ſich gegen den
Verſuch der e die Partei in eine Verſchwörungs-
partei umzu wandeln. Man müſſe zugeben, daß die parlamen-
tariſchen Vertreter der Partei verſagt hätten. Aber eine Unter
laſſungsſünde berühre nicht das Prinzip. DieGrundſätze des Programms von 1899 beſtänden auch heute noch
zu Recht. Lazzari,
ſtürmiſchen Beifall.

Die Sitzung wurde auf Antrag der engliſchen Delegierten
Pankhurſt mit einer r für Karl Liebknechtund Roſa Luxemburg ge ch oſſen.

Wie der Secolo in letzter Stunde erfährt, iſt im großen
und ganzen die Einigkeit zwiſchen den einzelnen Gruppen
der Sozialdemokratie bereits erzieli, und zwar im
Sinne der Anſchauungen Lazzaris. Die Maximaliſten unterr verzichteten auf ihre dordetung, die Partei ſchon jetzt als

mmuniſtiſche Partet zu bezeichnen. Ferner e ſie
nicht mehr von dem Ausſchluß derjenigen Mitglieder, die
das Bekenntnis zum reinen Kommunismus ablehnen. Auch die
Gewalttheorie wird geändert. Die Anwendung der Gewalt ſoll
nicht mehr Selbſtzweck ſein, ſondern nur als Antwort des Vrole
tariats auf Gewaltakte der Bourgeoiſie eintreten. Abſeits ſtehen
nur einige Extremiſten, deren Stellungnahme aber für die Partei
beſchlüſſe belanglos iſt.

Blutige Juſammenſtöße mit den Nationaliſten.
Die Stadtverwaltung von Bologna veranſtaltete einen

großen Empfang zu Ehren der Teilnehmer des ſozialiſtiſchen
Kongreſſes. Tanuſende verſammelten ſich vor dem Rattzauſe, von
deſſen Balkon aus die ſozialiſtiſchen Führer zu der Menge ſprachen.
Als die Nationaliſten eine Gegenkundgebung ver
ſuchten, entſtand ein Kampf, bei dem es Verwundete gab.
777 P trat erſt ein, cls das Militär die Verhafteten freigab
und abzog.

Generalſtreik und Belagerungszuſtand
im Saargebiete.

Saarbrücken, 8. Okt. (W. T. General Andlauer
erläßt durch Maueranſchlag folgende Proklomation: „Seit
4 Uhr nachmittags finden Unruhen in den Straßen Saarbrückens
ſtatt. Verſchiedene Läden ſind geplündert worden. Die Angeſtellten
der Bahn ſtreiken. Nach eingegangenen Nachrichten ſoll morgen
das ganze Saargebiet ſtreiken. Zur Aufrechterhaltung
von Ruhe und Ordnung verhängt der General, als oberſter Ver
welter des Saargebietes, zunächſt den Belagerungszuſtand
über das Saargebiet. Weitere Maßnahmen werden in
Kürze getroffen werden.“

Die Kammer Neuwahlen in Frankreich.
Verſailles, 7. Oktober. Der Miniſterrat beſchloß, der

Kammer einen Geſetzentwurf zu unterbreiten, durch den die geſetz
gebende Gewalt der Kammer am 7. Dezember zu Ende geht. Die
Neuwahlen ſollen ſtattfinden für die Kammer am 16. No-
vember, für die Munizipalräte am 23. und 30. November, für
die Bürgermeiſter und Senatorendelegierten am 7. Dezember, für
die General und Arrondiſſementsräte am 14. und 21. Dezember
und für den Senat endlich am 11. Januar 1920. Die Wahl
des Präſidenten der Republik wird nicht am 17. Januar,
ſondern erſt am 2. Februar ſtattfinden.

r als das Haupt der Radikalen gilt, fand

d

Bauernanufſtände ausgebrochen.

Die Streikbewegung.
Der Streik in Kön hat inſofern eine Verſchärfung er

fahren, als ein Streik der Angeſtellten ausbrechen wird.
Die Bürgerſchaft iſt entſchloſſen, zu einem Abwehr
ſtreik“ zu greifen.

Jn Stettin ſind die e h der r rg. ſellſchaft, nachdem ſich die r wegen ihrer
hnforderungen mit der Direktion zerſchlagen haben, in den

Ausſtand getreten. Der Betrieb ruht vollſtändig.
n Bremen haben die Hafen arbeiter die Arbeit

wieder auf genommen. 8
Jm Streik der engliſchen r der ſeit drei Wochen andauert und ungefähr 50000 Ar elte r umfaßt, wird die Lage

immer ernſter, da die Vorräte an Gußeiſen in den Maſchinen
fabriken ſehr gering ſind. Jm Bezirk von Leeds allein rdem
hierdurch ſehr bald 30000 Mann von Arbeitsloſigkeit
betroffen werden.

Belagerungszuſtand gegen die amerikaniſ Stahlarbeiter.
Jnfolge ernſter Unruhen, die durch die ſtreikenden
Stahlarbeiter am Montag orgerufen wurden, wurde
General Wood mit einer größeren Truppenmacht nach Gary in
Jndiania entſandt, wo er den r verängte. Ueber die Stadt Oſt-Chicago un nd ania-Harbor
wurde ebenfalls der Belagerungszuſtand verhängt.

Die Auslieferungsliſte.
Die Pariſer Preſſe veröffentlicht eine Depeſche aus Waſhington,

die meldet, England, Frankreich und Belgien hätten nunmehr der
Ah die Liſte der Deutſchen übermittelt, die wegenrgehens gegen das Völkerrecht oder das Kriegsrecht ausgeliefert
werden ſollen, Exfaiſer Wilhelm ſtehe nicht auf der Liſte. Das
Kriegsgericht in Lille hat gegen einen Grafen Bismarck und
ſieben andere Deutſche Anklage wegen Erſchießung von 14 Per
ſonen und Niederbrennung ihrer Häuſer erhoben. Dieſe Schand-
taten ſollen noch durch Beſtialitäten verſchärft worden ſein.

Wo bleibt das Kommunaliſierungsgeſetz?
Der Genoſſe Wurm hat in der Nationalverſammlung folgende

kleine Anfrage eingebracht:
Am 20. März d. J. hat der Deutſche Reichsanzeiger den von

der Sozialiſierungskommiſſion beſchloſſenen Entwurf zu einem
Rahmengeſetz über die Kommunaliſierung von Wirt-
e e et eben unter Parlamentariſchen Nachrichten ver-
öffentlicht.
Trots wiederholter dringlicher Eingaben großer Gemeinden an

die Reichsregierung iſt der Geſetzentwurf bisher nicht
der Nationalverſammlung r worden.

Welche Umſtände haben die Einbringung des Geſetzenwurfs bis
her verhindert?

Wann wird die n den Entwurf eines Kommu-
naliſierungsgeſetzes bei der Nationalverſammlung einbringen?

Ein rechtsſozialiſtiſches Geſtändnis.
Auf einer Konferenz des heſſiſchen ſozialdemo-

kratiſchen Landesvorſtandes, der Landtagsfraktion, der
Parteiredaktionen, ſowie der Kreisvorſtände, die am verfloſſenen
Montag in Darmſtadt tagte, wurde offen die Ohnmacht der ſogzial-
demokratiſchen Partei zugegeben. Wohin wir durch die Schand-
politik der Rechtsſozialiſten gekommen ſind, ſprach der ſozialdemo-
kratiſche Miniſterpräſident Ul rich aus, indem er auf die gefähr-
liche Strömung nach rechts hinwies. Denſelben Gedanken, den
Scheidemann in Kaſſel etwa ſo formulierte: „Die Reaktion
marſchiert, ihr Name iſt Reinhard!“ gab Ulrich wieder, als er
ſagte, daß die Herren von ehedem Morgenluft witterten und un-
verhüllt den Abgang der jetzigen Regierung verlangten.

Was wir immer behauptet haben, daß die militäriſchen Draht-
zieher mit ihren Machenſchaften am Werk ſind, die Reaktion wieder
in den Sattel zu heben, wird neuerdings von prominenten Rechts
ſozialiſten nicht mehr geleugnet. Unter dieſen Umſtänden darf
man ſich nicht darüber wundern, daß die Bauern die Lebensmittel-
verſorgung ſabotieren. Als Miniſterpräſident Ulrich den Ver-
tretern der Landwirtſchaft in eindringlichſter Weiſe die Gefahren
vor Augen geführt habe, die ſich aus dem Verhalten der Landwirte
ergeben müßten und ihnen prophezeite, daß die hungernden
Städter aufs Land kommen, rauben, plündern und die Häuſer an
ſtecken würden, habe die Antwort gelautet: „Die Städter
ſollen nur kommen, wir erwarten ſie ſchon lange

wir werden ſchon mit ihnen fertigl“
Der Gegenſatz von Stadt und Land wird alſo aufs ſchärfſte

herausgekehrt. Die Gier der BVauern nach maßloſem Gewinn
kennt keine Grenzen mehr. Die Aufhebung der Zwangeswirtſchaft,
nach der man ſo ſehnſüchtig verlangt, ſoll das geeignete Mittel
zur weiteren Auspowerung der Maſſen und zur Erzielung von
noch höheren Profiten als bisher werden. Der Präſident des
heſſiſchen Landesernährungsamtes, Neumann, gab zu, daß das
Zentrum, mit dem man in der Regierung ſitze, durchaus un
zuverläſſig ſei und eines Tages ſich nach rechts ſchlagen werde.

Nun wiſſen wir aber doch, wie ſehr die Bauern unter dem Ein
fluß des Zentrums ſtehen, wo dieſes herrſcht. Und dann glaubt
man noch, durch „Demokratie“ uns aus dem Sumpf, in den die
Militärkamarilla im Verein mit den Scheinſozialiſten uns ge
bracht haben, herausführen zu können. Für uns iſt der Weg
klar: Die Befreiung des Proletariats, und damit des ganzen
Menſchengeſchlechts, kann nur das Werk der Arbeiterklaſſe ſein.
Nur wenn ſich die werktätige Bevölkerung reſtlos auf den Boden
des Programms der U. S. P. ſtellt, wird es möglich ſein, den
gordiſchen Knoten, deſſen Löſung die Rechtsſogialiſten ſeit Mo
naten vergebens verſuchen, zu entwirren.

Es dämmert.
Unſer Hamburger Parteiorgan, die Hamburger Volkszeitung,

berichtet aus der Entwicklungsgeſchichte des recht sſoziali-
ſt i ſchen Hamburger Blattes:

rer e Abonnenten hat das Ham-burger o in ſechs Monaten verloren. Von etwa
100 000 Ende Dezember 1918 iſt ſeine Auflage bis Juni auf
84 000, bis Anfang Juli auf 68 000 gefallen. Seitdem ſoll ſie,
wie wir hören noch weiter geſunken ſein.“

Wenn das am grünen Holz geſchieht! r war während
des Krieges und noch lange nach der Revolution eine abhängige
Kein g. Aber die Politik des charakter- und grundſatzloſen

eformismus mit ihren unſeligen Folgen nach innen un guter
muß ja ſchließlich auch dem Einfältigſten den Schlaf aus den
Augen und die Zipfelmütze vom Kopfe reißen!
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uns daß in der iRechtsſogialiſten jeder wahrhaft ugliſtuge G

Spaltung im Berliner Arbeiterrat
Jn einer Sitzung des Großen Berliner Arbeiterrates, dem be

Janntlich nur noch Unabhängige und Kommuniſten angehören, kam
es am Dienstag zu einem ſcharfen Konflikt zwiſchen dieſen beiden
Parteien. Von der unabhängigen Mehrheit wurde ein Beſchluß
angenommen, die beſtehenden Gewerkſchaften in revolu-
tionärem Sinne auszubauen. Dieſer Beſchluß, der ſich
gegen die Forderung der Kommuniſten auf ausſchließliche
Unterſtützung der Betriebsorganiſationen richtet, löſte bei den Kom
muniſten ſcharfen Widerſpruch aus. Ein großer Teil verließ die
Verſammlung. Mehrere kommuniſtiſche Redner betonten, daß nun
ein Zuſammenarbeiten nicht mehr möglich erſcheine. Eine offi
zielle Stellungnahme der Partei wird noch erfolgen.

Feine „Sozialiſten“.
Beim Zuſammentritt der Nationalverſammlung beabſichtigte

die Unabhängige Fraktion, eine Interpellation über die Folgen
der Aufhebung der Lederzwangs wirtſchaft einzubringen.
Sie wandte ſich, um die nötige Zahl von Unterſchriften zu be
kommen, an die Recht ſer. Dieſe lehnten ab, und zwar aus
dem ſchofelſten aller Gründe, aus Konkurrenzrückſichten) Sie
brachten nämlich unterm 4. Oktober eine eigene Interpellation
in dieſer Frage ein!

Um unſeren Genoſſen gegenüber als die entſchiedenen Vertreter
der Volksintereſſen auftreten zu können, machen ſie ſich alſo deren
Anregungen zunutzel Sie rücken dadurch tief unter alles bisher
gewöhnte parlamentariſche Niveau. Als unter dem Sozialiſten
geſetz die ſozialdemokratiſche Fraktion Unterſchriften zur ſelb-
ſtändigen Einbringung von Jnterpellationen brauchte, ſind ſie ihr
von den bürgerlichen arteien ſtets gegeben worden! Man wollte
damals eben auch die Oppoſition zu Worte kommen laſſen! Die
Rechtſer aber haben ſolche vor den neuen Wahlen,
daß ſie mit allen Mitteln die r Sozialdemokratie im
Parlamente wundtot machen. Daß ſich dieſe Leute noch „demo
kratiſch“ oder gar „ſozialiſtiſch' nennen, zeugt von einem Ge-
ſchmack, wie ihn nur ein Scheinſogzialiſt haben kann!

Spitzel und Denunzianten.
Die abhängige Preſſe hat abermals einen ſchmutzigen Agita

tionsſtoff mehr. Unter dem Titel „Kuhnt tauchl wieder
auf“ läuft jetzt eine Notiz durch ihre Spalten, die gegen denr Kuhnt, früheren Präſidenten der Republik Slvenburg.
den Vorwurf der Unterſchlagung von oldenburgiſchen Staats
geldern erhebt. Natürlich iſt an dieſer niederträchtigen Behaup
tung kein wahres Wort. Wir würden es anch nicht für not
wendig halten, auf die Sache einzugehen, wenn ſie nicht in ihrer
Endwirkung auf eine niederträchtige Denunziation eines von den
Noskeſchergen Verfolgten hinausliefe. Den Rechtsſozialiſten iſt
eben jedes Mittel zur Beſeitigung politiſcher Gegner recht, und
ſo ſcheuen ſie nicht davor zurück, die Henkersknechte der Revolution
auf die Spur politiſch Geächteter zu bringen.

Der Vorwurf der Unterſchlagung iſt gegen Kuhnt in einer
öffentlichen Verſammlung in Kotibus erhoben worden. Und
zwar von einem abhängigen „Führer“, der von den eigenen
Parteigenoſſen ſeines früheren Hamburger Wirkungskreiſes
wegen ehrloſer Handlungen mit Schimpf und
Schanden zum Teufel gejagt wurde. Der Mann heißt
Foch (11) und iſt jetzt Gauleiter des Metallarbeiterverbandes in
Görlitz. Jn Hamburg machte er ſich wegen ſchmutziger
Angebereien gegen Dr. Laufenberg unmöglich. Be
zeichnend für die abhängige Moral iſt, daß ſolche Kreaturen nach
wie vor Unterſchlupf bei den Rechtſern finden. Art läßt eben
nicht von Art!

„Ringkämpfer“ Scheidemann
Die Voſſiſche Zeitung meint zu Herrn Scheidemann s

erſtem parlamentariſchen Wiederanftreten in der Nationalver
ſammlungsdebatte zum Reichskanzleretat:

„Er hat mit ungemeiner Gewandtheit eine Doppelrolle ge
ſvieli: der einflußreichen Regierungsſtüße und der vprinzipien
feſten Oppoſition. Natürliche Veranlagung und vieljährigeUebung vereinigten ſich bei der Ausführung dieſes Kunſtſtückes

eines Ringkampfes mit ſich ſelbſt, deſſen ſiegreicher Verlauf von
der bewundernden Anhängerſchaft mit lautem Beifall begleitet
wurde.

Heine hat denſelben Gedanken einmal noch kürzer und präg
nanter in die Worte gekleidet: Ein Talent, doch kein Charakter.
Herr Philipp Scheidemann hat ſich nicht gewandelt: er bleibt der
Nichtsalsopportuniſt. Das nutzt ihm aber nichts: er
wird doch nicht mehr Präſident der deutſchen Republik

Arbeiter Anuszeichnungen“ in Baden.
„Die Komödie geht in Baden genau ſo weiter wie unter dem alten
Großherzog: die Arbeiter werden zum Troſte für die Geduld egen
über der kapitaliſtiſchen Ausbeutung mit einem Zierrat im Knopf
loch belohnt. Gemäß dem Hoforgan des ſogialdemokratiſchen
Staatspräſidenten, der Karlsruher Zeitung, läßt das badiſche Ar
beitsminiſterium zurzeit neue „Ehrenzeichen für treue beit“
entwerfen. Dieſe Anszeichnungen ſollen rückwirkend auch die
enigen erhalten. denen in der Zwiſchenzeit nur eine ſchriftliche
nerkennung zuteil wurde. Nicht allein, was man ſchwarz auf
weiß beſitzt, auch was im Knopfloch glänzt, kann man getroſt nach
Hauſe tragen.

Verbrecheriſcher Schmuggel.
„Ans Hamburg wird gemeldet: Jüngſt wurde die preußiſche
Regierung durch Abgeordnete auf die Tatſache aufmerkſam gemacht,
daß als Folge der Valutaverhältniſſe deutſches Geireide
wach Holland ausgeführt werde. Wie das Hamburger
Sremdenblatt von holländiſcher Seite erfährt, iſt die Sache noch
weit ſchlimmer Es werden gegenwärtig, ſo unglaublich es
Anh. klingt, deutſche Milchkähe, Pferde und Schweine
in ſehr beträchtlichen Mengen geſchmuggelt.
Dieſer Schmuggel iſt angeſichts der Not in Deutſchland geradezu

ein Verbrechen.

Notizen.
Die Verhaftung des Kommnuniſtenführers Lewien in Wien be

ftätigt ſich. Er hatte ſich bereits längere Zeit in Wien verborgen
gehalten und wurde auf Grund der von München eingegangenen
Nitteilungen auf der Straße erkannt. Die Wiener Ar
beiterzeitung erklärt, daß eine AuslieferungLewiens nach München nicht in Betracht kommen
könne, da der Verhaftete wegen Hochverrats, alſo wegen
eines politiſchen Verbrechens verfolgt werde.

Die demokratiſche Fraktion der Nativnalverſammlung wählte
an Stelle Schiffers, der in die Reichsregierung eingetreten iſt, ein
ſtimmig Herrn v. Payer zum Vorſitzenden der Fraktion

Erhöhung der Steinköhlentransporte nach Holland. Wie Han
delsblad meldet, werden von Donnerstag an zwei Steinkohlenzüge
mehr den Tag aus Deutſchland nach Holland gehen.

Die politiſche Ausſprache
in der Nationalverſammlung.

Das Attentat auf den Genoſſen Haaſe hatte heute
zu Beginn der Sitzung im Reichstag große Erregung herpor-rufen. Ueberall den Gruppen uſanemen, erörterten den

gang und bemühten ſich, näheres zu erfahren. Der Präſident
Fehrenbach teilte dem Hauſe das Vorkommnis mit und erbat ſich
die Erlaubnis, der Familie die Teilnahme des Reichstages aus
ſprechen zu dürfen. Die Abgeordneten hatten ſich bei dieſer Mit-
teilung von den Plätzen erhoben.

Der erſte Redner in der Fortfetzung der Generaldebatte über den
Reichskanzleretat, der frühere nationalliberale Streſemann
begann ſeine Rede mit der Bemerkung, daß wohl alle Mitglieder
der Nationalverſammlung ohne Unterſchied der Partei einig ſeien
5 Gefühl der Abſcheu gegen den auf Haaſe verübten An-
chlag.
In ſeiner ſehr langen Rede ſetzte ſich dann Streſemann im

weſentlichen mit dem Reichskanzler und ſeinem geſtern vorgetrage-
nen Programm wie mit der Regierungspolitik überhaupt ausein-
ander. Er bezeichnet den heute beſtehenden Parlamentarismus
als eine Karrikatur. Parlamentarismus mit politiſchen Verant-
wortlichkeiten der leitenden Miniſter ſetze einen feſten Beamten-
ſtaat voraus, der nicht mit den Miniſtern wechſle. Es ſei nicht
angängig, daß Politiker Poſten übernehmen, zu denen ihnen die
Kenntniſſe fehlen. Weiterhin ſingt Streſemann ein Loblied auf
die Sozialpolitik des kaiſerlichen Deutſchlands, wendet ſich gegen
das Betriebsrätegeſetz in der von der Regierung vorgelegten Form
und hofft, daß der Eintritt der Demokraten in die Regierung die
Gefahr, dieſe Betriebsrätevorlage Geſetz werden zu laſſen, be-
ſeitige. Die Demokraten ſeien es doch geweſen, die auf die ſchwe-
ren Schäden der Vorlage beſonders hingewieſen haben. Aus der
Wirtſchaft müſſe die Politik überhaupt ausgeſchaltet werden.
Streſemann ſtellt ſich in ſeiner weiteren Rede hart an die Seite
der Konſervativen, er verteidigt die alldeutſche Politik und wendet
ſich dabei beſonders ſcharf gegen die Handhabung des Belagerungs-
zuſtandgeſetzes. Er erinnert daran, daß früher Scheidemann
und Heine es geweſen ſeien, die mit Hohn und Spott darauf
hingewieſen haben, daß mit dem Belagerungszuſtand jeder Eſel
zu regieren imſtande ſei. Heute macht ein Miniſterium, das ſich
in ſeiner Mehrheit aus Sozialdemokraten zuſammenſetze von
dieſem Geſetz in einer Weife Gebrauch, die das früher Er-
lebte weit in den Schatten ſtellt. Die Kechtsſozia-
liſten mußten mit verlegenem Schweigen dieſe wohlverdiente
Prügel einſtecken.

Nach Streſemann, der auch die baltiſche Frage kurz ſtreifte
und dabei behauptete, die deutſchen Soldaten ſeien von der letti-
ſchen Regierung getäuſcht worden, nahm Noske das Wort, um
dieſe Auffaſſung zu beſtätigen. Noske nimmt die meuternden
Soldaten halb und halb in Schutz. Jhre Motive ſeien anſtändige.
Sie fürchteten die Arbeitsloſigkeit und bei ihrer Rückkehr den
Terror. Sie hätten auch das Gefühl haben können, daß ſie in
ihren Erwartungen von der lettiſchen Regierung betrogen worden
ſeien; aber trotzdem müßten ſie zurückgezogen werden und hätten
ſich dem Befehl zu fügen. Noske kündigt an, daß er gegen reni-
tente Offiziere ſcharf vorgehen will. Den Schluß ſeiner Rede
bildet eine heftige Attacke gegen die Konſervativen und All-
deutſchen. Die alldeutſche Preſſe, die in der baltiſchen Frage be
ſonders ſcharf hetzt, hat es ihm angetan. Er behauptet, die konſer
vative Preſſe bemühe ſich, das Vertrauensverhältnis, das zwiſchen
ihm, ſeinen Offizieren und den Freiwilligentruppen beſtehe, zu
untergraben. Zum Beweiſe diene ihm u. a. eine Flugſchrift, die
in der Deutſchen Tageszeitung im Auftrage des Vorſtandes der
Deutſchnationalen Partei gedruckt wurde. Die Auseinander
ſetzung zwiſchen Noske und den Deutſchnationalen geſtaltete ſich
recht heftig, aber ſie dürften ihm deshalb gleichwohl nicht gram
ſein; im Grunde iſt er doch ihr Mann.

Die Generaldebatte ward nun abgebrochen, ſoll aber wieder auf-
genommen werden, wenn der Redner der Unabhängigen, das iſt
Genoſſe Seeger, bereit iſt. das Wort zu nehmen. Es ſollte
heute Haaſe ſprechen. Aus Rückſicht auf Haaſes Unfall und das
ganze Ereign ward die Debatte vertagt.

Sitzungsbericht.
03. Sitzung. Mittwoch, den 8. Oktober 1919.

Unter allgemeiner Bewegung eröffnet Präſident Fehrenbach die
Sitzung und macht dem Haufſe, deſſen Mitglieder ſich von ihren
Sißen erhoben haben, Mitteilung von dem Aktentat auf den
unabhängigen Abgeordneten Haaſe. Es iſt ſchon zu Kenynt-
nis gekommen, daß auf ein Mitglied des Hauſes, den Abgeordneten
Haaſe, unmittelbar vor dem Reichstagsgebände ein Attentat ver-
übt worden iſt. Unſer Kollege Haaſe iſt getroffen worden. Wir
alle hoffen, daß die Wunde keine verderbliche iſt und daß weitere
Folgen damit nicht verknüpft ſind. Es iſt mir geſagt worden,
daß dem Anſchein nach irgendwelche ſchweren Folgen damit nicht
verbunden fein dürften. Ueber die Motive des Täters, der feſt
genommen worden iſt, iſt weiter nichts bekannt. Wir haben auch
keinerlei Mutmaßungen. Jch nehme an, daß es der Anſicht des
anzen Hauſes entſpricht, wenn ich dem Abgeordneten Haaſe,
einer Familie und ſeiner Fraktion die herzlichſte Teilnahme des
auſes zum Ausdruck re mit dem Wunſche, daß keine ſchwerenFeigeg mit dieſer Tat verbunden ſein mögen. (Zuſtimmung auf

allen Seiten.)
Abg. Streſemann (D. Vp.): Als erſter Redner aus dem

Hauſe möchte ich noch einmal dem Gefühl Ausdruck geben, daß
wir hier ohne Unterſchied der Partei Abſchen empfinden gegen
eine derartige Tat. Wir haben alle den Wunſch, daß der Abge
ordnete Haaſe bald wieder ſeine Tätigkeit hier aufnehmen wird.

Die Nationalverſammlung leidet an einem Mangel an Autori-
tät. Wir hatten ein geſättigtes Börgertum, dem die Jdeale ab
handen gekommen waren. Vei den Offizieren ſoll man Ver-
ſtändnis dafür haben, daß ſie, die in monarchiſtiſchem Sinn er
ogen ſind, jetzt nicht begeiſterte Republikaner ſein können. Wirſehnen jeden monarchiſtiſchen t ab, werden aber innerhalb

der Verfaſſung für den monarchiſtiſchen Gedanken werben, weil
wir aus Vernunftgründen Monarchiſten ſind. Beifall rechts.)
Die Republik hat keine moraliſchen Eroberungen in Deutſchland
emceht; ſelbſt Noske hat das auf der Konferenz der Berliner
arteifunktionäre zugegeben.
Reichswehrminiſter Noske: Unerträglich iſt es, wenn einzelne

Parteien und Zeitungen die Truppen im Baltikum darin
beſtärken, dem Rückmarſchbefehl nicht Folge zu leiſten. Mit wüſten
Schimpfereien auf die Truppen iſt bei ihnen nichts zu erreichen.

Der Aufruf des Majors Biſchoff andie Eiſerne
Diviſion iſt ein Maß von Jnſubordination, von Auflehnung
egen die Intereſſen des Reiches, daß dagegen mit allem Nach-brag n werden muß. (BVeifall links.) Jch habe tele-
raphiſch General Eberhandt angewieſen, gegen unbotmäßigee ſofort das Verfahren einzuleiten. Gegen Major BViſchoff

iſt kriegsgerichtliche Unterſuchung angeordnet. Mit allem Nach-
druck und tiefſtem Ernſt richte ich an einen großen Teil der
deutſchen Preſſe die Aufforderung, der Regierung ihre ſchwere
Arbeit nicht noch weiter zu erſchweren. Es iſt gemeingefährlich
daß die Truppen dauernd von manchen Stellen ans in ihrer
Widerſetzlichkeit beſtärkt werden. Wir würden gewiſſenlos han-
deln, wenn wir ſolchen Ausſchreitungen nicht entgegentreten wür-
den. (Sehr richtig! links.)

etzt ſucht man das bißchen mit unendlicher Mühe geſchaffen
Mi itärweſen durch eine Broſchüre zu zermürben, die an die

Soldaten verteilt werden ſollte. Darin wird geſagt, daß in

Wahrheit in and Unabhängige und Spartakiſten regieren
h Veranlaſſung beſtehe, der Regierung den Treueid zu
lei daß die Regierung nichts für die Zukunft der Soldaten
tue, uſw. Dieſe aguhrig dieſes Pamphlet iſt in der
Deutſchen Tageszeitung. Hört, hört! links.) rch Einſicht
nahme in die Bücher bei einer Hausſuchung konnten wir
ſtellen, daß der Auftraggeber der Vorſtand der Deutſch
nationalen Volkspartei iſt. (Stürmiſches Hört, hörtl
links lärmende Zurufe rechts, Zurufe bei den Soz.: War

reift man nicht zu?) Ganz ſelbſtverſtändlich iſt gegen die Schu
gen Strafantrag geſtellt worden. (Beifall links.) Gegen ei

ſo frivole und unerhörte Weiſe, die Soldaten zur Treuloſi
und Unbotmäßigkeit zu verleiten, muß ſcharf zugegriffen wer
Links: Beifall und Rufe, das ſind Landesverräter, rechts Zuruf
iel.) Meine Tätigkeit in Kiel hat das Licht nicht zu ſcheu

e Beifall bei der Mehrheit, Lärm rechts und bei den U. S.)
S erauf wird die politiſche Ausſprache vorläufig abgebrochen

Es folgt der Haushalt der Reichsjuſtizverwaltung. 4
sAbg. Waldſtein (Dem.): Juſtizweſen und Rechtspfleg

müſſen erneuert werden.
eichsjuſtizminiſter Dr. r Das Recht muß inhöherem Maß als bisher in die Politik eindringen. Wir müſſen

den Rückweg zum Rechtsſtaat finden, aus der Revolution urGeſetzlichkeit zurückkehren. Wir müſſen unſerer wiriſchaſtlichen
Lage wegen zu feſten rechtlichen Grundlagen kommen. Die Ab
ſicht, eine Amneſtie zu erlaſſen, beſteht nicht. Ich müßte Bedenken tragen, ihr zuzuſtimmen. Jn der jetzigen Zeit muß men
das Recht ſtärken und nicht ſchwächen.

Abg. Dr. Cohn (U. S.): Unſer Mißtrauen gegen die Juſti iſtgewachſen. Jch verweiſe nur auf die Schutzhaftſchande. das
militäriſche drtereſe das früher zur Begründung der Schutz
haft diente, hat jetzt rein politiſchen Geſichtspunkten Platz ge
macht. Die Schutzhaft iſt eine politiſche W geworden
über deren Zweckmäßigkeit aber nach wie vor Militärgerichte ente
ſcheiden, die von Politi? nichts verſtehen. Dieſem unerträglichen,
Zuſtande muß ein Ende gemacht werden. Den Belagerungszuſtand,
den wir jetzt haben, verdanken wir nicht dem kaiſerlichen Deutſch
land, ſondern dem preußiſchen Staatsminiſterium. Wir fordern
im Gegenſatz zum Miniſter eine Amneſtie. Man überſpannt den
Rechtsgedanken, wenn man aus juriſtiſcher Haarſpalterei eine
Amneſtie verwirft. Die Amneſtie iſt ein politiſcher Akt höchſter
Ordnung, und die junge deutſche Republik hätte das Jnkraft
treten der neuen Verfaſſung nicht beſſer begehen können, als wenn
fie durch eine großzügige Amneſtie mindeſtens alle politiſchen
Verbrecher befreit hätte.

Aba. Dr. Sinzheimer (Soz.) Man muß nicht nur die Sätze
des materiellen Strafrechtes ändern, ſondern auch Unterſuchungs-
haft und Strafvollzug müſſen von Grund auf anders werden. m
Kriege herrſchten da die ſchauderhafteſten Zuſtände. (Sehr rich
tig!) Hunderte ſind an Hunger in den Gefängniſſen geſtorben.
Es gibt erſchütternde Taten, an denen wir nicht vorübergehendürfen. Der Vollzug der Unterſuchungs- und Strafhaft W
geſetzliche Beſtimmungen geregelt werden. Wir müſſen den mittel-
alterlichen Rechtsanſchauungen entſagen und darum iſt ein Straf
vollzugsgeſetz eine unbedingte Notwendigkeit. Der heutige Typus!
des Juriſten entſpricht nicht mehr der heutigen Zeit. Alle Reform
iſt unnütz, wenn der Menſch nicht da iſt, der ſie ausführen kann.?
Der Geiſt unſerer jungen Studentenſchaft iſt nicht gut. am
glaubt leider, daß derjenige ſchon ein guter Juriſt ſei, der die juri-
ſtiſche Technik beherrſcht. Nicht die ſind die beſten Richter, die die
r gyriſten. ſondern die die beſten Menſchen ſind. Beifall.
b. d. o.

Reichsjuſtizminiſter Schiffer: Der Belagernungszuſtund be
ſteht nur deshalb. weil die bisherigen Maßregeln aufrechterhalten-
werden müſſen. Sobald das neue Reichsgeſetz über den Belage-
rungszuſtand ergangen ſein wird, wird auch dieſe Frage ihre Er
ledigung finden.

Damit iſt die Ausſprache über die Reichsjuſtizverwaltung er-
ledigt, es folgt der Haushalt des Reichsfinanzminiſteriums.

Abg. Wurm (U. S.) berichtet über die Ausſchußverhandlungen.
Reichsfinanzminiſter Erzberger: Jch werde noch im Laufe

der Zeit Gelegenheit haben, Jhnen den Grundgedanken der Reichs
finanzreform darzulegen. Wir mußten ſchon vor dem allgemeinen

lan zu neuen Steuern greifen, weil die Reichsſchuld von Monat
zu Monat wächſt. Wir nehmen daher die Steuern vorweg, für die
eine gewiſſe Einigkeit herrſcht und dann die Vermögensſteuern.
Mit dem Reichsnotopfer ift die Vermögensbeſteuerung zu einem
gewiſſen Abſchluß gelangt.

Donnerstag 1 Uhr: Interpellation Scheidemann (Soz.) über
die Preistreibereien im Schuhwarenhandel, Penſionsſonds, Fort
ſetzung der politiſchen Ausſprache, Reichspofſtverwaltung. luß
634 Uhr.

Aus der Provinz.
An alle Ortsgruppen der Freien ſoz. Jugend

im Regierungsbezirk Merſeburg.
Die Ortsgruppenleiter müſſen bis ſpäteſtens 18. Oktober

die Berichte der Ortsgruppen, ſowie die Adreſſen der

Delegierten zur r an die Bezirksleitung einſchiceen. Die Adreſſe des icigen ezirksleiters
iſt Karl Reimann, Halle a. d. S., Geiſtſtraße 58

Mit freiem ſozialiſtiſchen Jugendgruß
Bezirksleitung der Freien ſozialiſtiſchen Jugend

für den Regierungsbezirk Merſeburg (Sitz Halle),

Artern. Stadtverordneten- Sitzung. Jn der am Montag
ſtattgefundenen Sitzung wurden die neugewählten Magiſtratsmitglieder,
nachdem ſie von der Regierung beſtätigt worden ſind, in ihr Ami
eingeführt. Dem Magiſtrat gehören nun die GenoſſenHeimbrecht und Hoffmann und von bürgerlicher Seite reitenbach
und Wagner an. Von dem Ausſcheiden der Genoſſen Bothe und
Preuß nahm die Verſammlung Kenntnis. Beide haben ihr Mandat
infolze Verzugs von Artern niedergelegt. Jn die Einkommenſtener
Veranlagungskommiſſion wurden gewählt die Genoſſen Zimmermann
Fritz Hühnerbein und Schloſſer Karl Gräfe als Stellvertreter Gaſt
wirt P. Michel und Schloſſer Karl Müller. Wegen Verpachtung des
ausgetanſchten Domänengeländes wird die Einſetzung einer
miſſion für erforderlich gehalten. Genoſſe Hühnerbein betonte, daß
vor allen Dingen der Landhunger der kleinen Leute befriedigt werden
müßte und daß die Verpachtung in kleinen Parzellen von etwa
u Morgen Größe erfolgen ſolle. die Kommiſſion werden die
Genoſſen Hilbrecht, Semmler und Vetter gewählt. Dem Hilfsfeld
hüter Hildebrandt iſt auf Antrag vom Magiſtrat das Gehalt von
180 Mk. auf 200 Mk. für den Monat erhöht worden. Genoſſe Vetter
beantragt nun, über den Magiſtrats- Beſchluß hinauszugehen und
dem Feldhüter einen Mindeſtlohn von 8 Mk. pro Tag zu gewähren.
Dieſem Antrage erteilt die Verſammlung ihre Zuſtimmung. Den
ſtädtiſchen Arbeitern wird ebenfalls der Tagelohn von 6 Mk. auf
8 Mk. erhöht. Eine Erhöhung erfahren ferner noch die Vergütunan die Mitglieder der Lendſpritze bei Bränden. Es ſollen tünſag
erhalten die Spritzenführer für die Stunde 2 Mk. und die Mann
ſchaften 1.50 Mk. Auf Antrag der Ortsgruppe Artern des Inter
nationalen Bundes der Kriegsbeſchädigten, Kriegsteilnehmer und Kriegs
hinterbliebenen wird den bedürftigen Kriegerwitwen, ſoweit ſolche zur
Steuer veranlagt ſind, Kommunalſteuerfreiheit gewährt. Ferner
werden den unbemittelten Kriegerwitwen und waiſen ſowie den un
demittelten Schwerkriegsbeſchädigten die rationierten Lebensmittel zu
einem 29 Prozent niedrigeren Preiſe abgegeben und zunächſt
für die Dauer vom 1. Oktober bis 31. März 1920. Die Belaſtung

r Stadt wird für dieſen Zeitraum ungefähr 3000 Mk. betragen
Dem Kriegsbeſchädigten Paul Henze wird zum Beſuch der Baugewerk
ſchule eine weitere Beihilfe von 300 Mk. bewilligt. Auf Anfrage des

roſfen Michel teilt der Magiſtrat mit, daß mit der Bebauung des
Domänengeländes in rer onnen werden wird, und zwar ſoll zu
nächſt das Dreiec hinter bebaut werden.
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1. Abrechnung vom Quartel 1918.
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Gewerkſchaftliches.

Zahlreiches Erſcheinen der Kollegen iſt erwünſcht.
Die Baudelegierten, die noch nicht im Beſitze

einer Ausweiskarte ſind, können dieſelben in unſerm
Bureau, Harz 42/44 abholen.

Die Ortsveorwaftung.
Aulliche Belunntmuchungen.
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e erd h Pfund a eben. Der Pr r nuart beträgt 70 v
Städtiſcher Verkauf von Käſe

in der Talamtſchule am Freitag, den 10. Oktober.
dent um Einkauf werden die Jnhaber dernsmitte cheine mit den Nummern 16001--16501,

ittags von 8--12 Uhr und die Inhaber der
mmern 16 501--17 000 nachmittags von 2-6 Uhr.

Für jede Perſon eines Haushaltes wird Pfundre hen, zum Preiſe von 50 Pf., fofern der er
kauf in Spalte 7 des Lebensmittelſcheines noch
nicht eingetragen worden iſt.

Ackerbohnen.
An Stelle der in früheren Wochen ausgefallenen
r ten gelangen in dieſer Woche geſchälte

nen zum Verkauf. Der Verkauf beginntSegen den 10. Oktober gegen Abgabe der
Sarehbegejsmartze 413 des Warenbezugsſcheines 25.

ür jede Perſon werden 125 Gramm ckerbohnen
verabfolgt. Der Verkaufspreis beträgt 25 Pf. für125 Gramm Ackerbohnen. Die ga fer können nur

bei denjenigen Verkäufern die Bohnen einkaufen,welchen ſie für den Bezug von Kolonialwaren
die Kundenlifte eingetragen ſtnd. Anſtalten uſw.

erhalten die Bohnen auf Grund von Bezugsſcheinen,die n Stadternährungsamt, Zimmer 12, ausgeſtell
werden.

r kauf.Die Verbrauchsmenge leiſch wird in dieſerWoche auf 200 Gramm Kin er unter 6 Jahren die
Hälfte) feſtgeſetzt. Es wird Rindergefrierfieiſch aus-egeben. Der Verkauf erfolgt Sonnabend, den
1. Oktober, durch die Fleiſcher; die Verbraucher

beziehen das Fleiſch bei der geh ern, bei denen ſie
e ndenliſte angemeldet ſind, gegen Abtrennung

er Fleiſchmarken für die Woche vom 6.-12. d. Mtss Signhandeksverkaufspreis beträgt für 200 Gr.

Verkauf von ausländiſchem Speck.
Der Verkauf von ausländiſchem Speck ſindet Sonn-

abend, den 11. Oktober 1919, ſtatt. Es werden125 Gramm F8 Korf ausgegeben. Der Verkauf er-
5 durch die Fleiſcher; die Verbraucher beziehenn amerikaniſchen Speck bei den Frriiggern bei
denen ſie zur Kundenliſte angemeldet ſind. er Speck
wird r Abtrennung der Marke 12 der
ſag arte (Speck) abgegeben. Die Marke iſt von

leiſchern abzutrennen. Die Verkäufer ſind vere die Marken zu Hunderten gebündelt im
amt, I. Obergeſchoß Saal links

bis zum 14. d s. einzureichen. Der Verkaufspreisgt für es Gramm 1.04 Mk.
Verkauf von Roßſleiſch- u. Roßwurſtkonſerven
in der Talamtſchule, am Freitag, den 10. Oktober.

um Einkauf werden die Jnhaber derebensmitte ſſcheine mit den Nummern 56501 bis

vormittags von 8--12 Uhr, und die Jnhaber
n a V 7 bis 67 000, nachmittags vonUhr. n Vorla e des Lebensmittel cheinesſann an vent äte mit onen eine Einkilo

doſe Roßfleiſch. oder t r weitere 3 Peronen eines ltes noch eine Einkilodoſe Roß
eiſch oder Aoßleberwurſt abgegeben werden. Der

e für eine inkilodoſe r 11 Mk.uerdep ſteht in der Talamtſchule 2 Rat olutwynrk
inktilodoſen zum Preiſe von 6 Mk. und in Zwei-

zum Preiſe von 11 Mk. freihändig zum
erkauf.

Städtiſcher Verkauf von Raſierſeife
der Talamtſchule, am Freitag, den 10. Oktober.
eſaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber derebensmittelſcheine mit den Nummern 66501—51 500,

vormittags von 8--12 Ühr, und die Inhaber der Num
mern 61501--67000, nacymit ag2 von 2--6 Uhr. Es
kann gegen Vorlage des Le T eines an
Haushalte mit 1--2 Perſonen ein Stück reian Haushalte mit 34 erjonen T 4an Haushalte mit 5--6 Perſonen drei u
abgegeben werden.

See Meres urs- Se
Lebensmittel

13. bis 19. Oktober auf den Kohnen zu 63 Pf. auf Se Pfioe' e
Nährſuppe zu 21 Pf. au n en GrammKunſthonig zu 16 t en Abgabeder ezugsſcheine: r den 9. Oktober. Jn
den Gaſt un per iſt r Mittaggen Bezugsſchein 81 a ugefp inreichung derrberungeaechweiſe wie u erßauf nächſte

oche Donnerstag bis Sonnabend. Verkauf vor
her verboten.

Merſeburg, den 7. Oktober 1919.
L. A. II. 2921/19. Das ſtädtiſche Le ensmittelamt.
Ausgabe von Margarine und So

am Sonnabend, den 5 Oktober 1919.
Es werden zu z ramm MargarinePreiſe von Fr. 89 ramm n l für

—DJTTTZTI

je Woche vom 5.-1 und 50 Gromm
peiſeöl für die Woche vom 12.-18. Oktober, zu

ammen 100 Gramm Speiſeöl zum Preiſe von 1.30 Mk.
ede Zuſatzfettmarke (nur mit dem Aufdruck „Kr)
ramm Butter zum h 60 Pf. tte mit dem r dru ſind nur mit

rn peiſesöl f. zu beliefern. Auf diearken i re nichts zu verabfolgen.

7 urg, den 7. z 1919.S i. Das ſädt. Lebgaewittelaprt

T7 der Räude.Die Minde unter den Pferden des LandwirtsBohle, Sand Rr. 2, der iſt erloſchen.

„WMerſeburg, den 3. 1919.J 5644/10. je

CDGBIEEwer s Bevlrk Halle, rei r. en.n 13.
Sonntag, den 12. Oktober, vorm. 10 Ahr,
in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus, Karlſtr. 14:

Hitelteder-Versommlune.
Tagesordnung:

1. der Bezirkstarif für die Rühlen und Feſt
ſetzung der 1. Lohnlluffe für Halle (Sagle).

2. Die Verhandlungen mit dem 6ä
Thüringiſchen Brauereiverein wegen
ſchluß eines Vezirksvertrages.

3. Abrechnung für das 3. Quartal.
4. Gewerkſchaftliches.

Da die Tagesordnung wichtig iſt, ſo wird erſucht,
o in der Verſammlung zu erſcheinen.

Der Vorſtand.iſi Arbeiter Annertelte, Bureaudilfs-

Adeiter v -tarbeiterinnen, Halle (5)

Freitag, den 10. Oktober 1919,
abends S Uhr, im Volkspark:

Affen Alut Verſammlung.

Tagesordnung:stellungnahme zur Veſchafungsbelhiſſe

Verſchiedenes

Allſeitiges Erſcheinen dringend geboten.

Die Kommiſſion der Arbeitsgemeinfſchaſt.

Achtung Kchtung!Buchdruckerel- gulsardeller

Und Arbelterlnnen.
Verhandlungen schweben noch, diese Woche
e Ruhe. Versammlung demnächst.

Die Lohnkommission.nern für Anwendurt u. m.

e. G. m. b. H. *3016
Freitag, den 10. Oktober 1919, abends 7 Uhr, im

Saale von Gaudigs Gaſthof zu Ammendorf:
Oräeuthe Cenerdglverxcmnmlung

Tagesordnung:
1. Bericht des Vorſtandes über dac Geſchäfts

jahr 1918 19: Reviſionsbericht des Anfſichts-
rats Genehmigung der Bilanz u. Entlaſtung
des Vorſtandes.
Wahl eines unbeſokdeten Vorſtandsmitalieds
Wahl von zwei Aufſichtsratsmitgliedern und
wei Erſatzmännern.
lnträge der Mitglieder.

Genoſſenſchaftliches.

Der Aaßichterat. J. A. Karl Haring.
Zutritt unr geg. Vorzeigung der Mitgliedskarte.

Rähmaſchinen, Fahrräder
erſtklaſſige Fabrikate.

Spezlal Repargturwerkſtatt ar Nähmaſchinen.
vrra re und Grammophone aller Syſteme,

Oele Erſatzteile Nadeln,
h pa. Naturgummi, Garnit. 185 M.

ln Welnholz, Henante.
Halle a. d. S., Schunſtr 13.

e Saaikreis, S r
Bekanntmachung

Die Frrigſtraße Merbitz Kroſigk-Kaltenmark,
km 32 bis 35 bei Kroſigk, wird vom Freitag.
den 10. Oktober, an behufs Ausführung von Pflaſter
arbeiten geſverrt.

r Verkehr geht von km 2,0 bis 4,7 über denGemeindewer.

e

Halle, den 8. Oktober 1919. 4937
Der Landrat des Saalkreiſes. Ad. Thiele.

Bekanntmachung.
Die Gemeinde und der Gutsbezirk Dammendorf

nd vom 1. Oktober 1919 an dem Hebammenbezirk
iemberg zugeteilt worden.
Halle, den 8. Oktober 1919.

Der Kreis ausſcheß des Saalkreiſes.

4958 Ad. Thiele.

Sonnabend, den 11. Oktober, abends 8 Ahr,
in Gottſchalks Gaſthaus in Löbnig

dekkentliche Versommlune.
Arbeiterſekretär Bowiggli Halle ſpricht über:

a e Der Aftriktsführer der I. 6. P.m Verein U. S. P. D.

wen a
di esord wi dm chtig 77Her Distriktalelter. Aug. voll

Sozialdem. Verein U. S. P. D.
Nauendorf und Umgegend

den 11. Oktober, abends 7 Uhr,
in dem Loſagl von mung in RauendoOeffentl. versummlune.

TagesordnunDie politiſchen Kämpfe und
die Arbeiterſchaft.

Redner: Redakteur AasparekeHakle.
Freie Ausſprache. Freie Ansſprache.
er recht zahlreichen Be ellign i eorſtanPelkan- caramelhler

wieder in allen einschlägigen Gerohäften
erhältlieh.

III

z

Achten Sie beim Einkauf genau auf die Schutz-
marke Polikan.

Gesetzlich gerchützt Nr 101 060.

Feheltelbr wen

48674

WII für Wüederrerböufer

LLIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII,IIIIIIIIIIIIIIIIO
Wir haben wieder grosse Posten

reinen Ueherseetuhah:
in Paketen abzugeben.

r 2z Cebrüder Fellxbrodt, m
Zigarotten- u. Tabakhandelsgesellschaft. r

mann gneanannaggaa ne
Rauchtabak,

ſeinſte, ripzegleſe Pare 4939in Paketen zu ca. Hramm mitin Paketen zu ca. i Se mit z
gibt ab

H. Mülsse, Halle a. d. S.,
Burgſtraße Ecke Brunnenſtraße.

werth

chettelbrot

Jan Atelier. Schn,
Im Hause 4. Kgl. e

S m del Kleinen Preisen:
Der Trompeter
von Saklkingen.
Vorverk. 9-1 u. b 7.

Volkspark,
Morgen, Freita den 170. Oktober,

III 6 Uhr

Die Geschäftsfeitung.

Ares; Mhenlener h

Bratwurst
Welistadt-

glöckle-
Varieté.

Spieiplan.
Jede Nummer ein Sohlager.

Tränen werden
die urkomise e e de Sugling

P Täglich: Anfang nachm. 3 Uhr.

Sketsch in

Beſo Bine Bi2

Der Oechsel. in tn
mninm

Ah heute: 4936

einem Alct.

Arbeſter- Radfahrer bune

„Solidarität“
Ortrgrappe Wörmlitz Böllderg.
IIIIIEEEEEEEEEEEEEEEIIEIEEEEN

Sonntag, 12. Oktober, nachm. 3 Uhr

Helle Musik.
Es ladet freundlichst ein

Thedter und Ball
Volles Orehes B.

Der ertra nennainanse.

Verkaufen Sie nicht Jhre
Alten Gebiſſel!!

Erſt überzeugen Sie ſich von meinen

hohen Preiſen!
wöhnl. Platin Zah

latin Stift Zahn
460(auch zerbrochene Teile 5 c apne)

7

latin Platten Zahn 8.00—35. 00
F. Alſo kein zahn unter M. 2.00.
Gleiche enorme Preiſe für Gold PlatinGe geh

und Platin in feder Form.
Ankauf nur am Sonnabend,

11. Oktober, on

9 vis 2 Abr, im „Hotel Stadt Bernburg“,
Zimmer Nr. 1, Frankeſtraße 12.

Den wirklich echten

Nordhäuser Kuutahak:
bekommen Sie ſtets im Zigarron-Versandhaus

km Friedrie Friesen
4 Str. 22.

uhren und hg, auf Wunſch reiPaul ne
Trieyko

Brennholz Verkauf
geſägt und ofen

liefert am billigKRopchitgei ält.

5

e V cL J gerune
zie 219 Bart, zur Kurausreichend, im Apotheken und
Drogerien zu daben. Wo micht
er äitlich. ſchreibe man F
Meooharm. Hannover

Hamcter, Hauwurt-
äni I. à Lonten fele,

z Ronhan l. Kolie kauft

zu höchſten Preiſen

A. Weise,
Pelz u. Fellhandlung.
Rannisgehestr. t. Tel. 1667.

Fahrrgadecken ind

kahrradschläuche
in gr. Auswahl eingetroſf.

O. Wurmstich 4 54
Werſeburger Str. 163.

Vornmerzprossen
kannjed in 10 Tag. gänal.beseitig. Ausk. r
los gegen Küekmarke.
Frau Erne Brendenhurg-Uoessin,

Rerlis N. 65.

ort zur Sonne,
Kieh. Wagverstrasse.

Freitag, 10. OKtober:
Preis-Skat.
Anfang Punkt s Vh
wegen d. Gassperre.
4949 Fr. Ros

Iiefere
Ia. Reis
t Namen*3153

c

r zu giulgn, Wreifen, W SRrihä Preisliſte.

Karl Hause, Dessau.

W Karbidfund 1,10 Mk. T
Karbidtiſchlam

den ſind eingetroffen.
Decken ſie ihren Bedarf

rechten Zeit. 4968
Karhbid-Wurmstich,

Merſeburger Str. 163.

un

ver
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Preußiſche Landesverſammlung.
61. Sitzung, Mittwoch, den 8. Oktober.

Vizepräſident Dr. Porſch eröffnet die Sitzung 12 uyr v
a rDie zweite Beratung des Staatshaushbeim Haushalt der Zentralgenoſſenſchaftekaſſe fortgeſetzt. a

eitgemäße Um-liegt ein Antrag Eſſer (Zentr.) vor: DurcZattung des 7eirats der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchafts
2 eine lebendige und fruchtbare, von dem Vertrauen der Ge

noſſenſchaftskaſſe getragene Mittelſtelle zwiſchen der Verwaltung
s ſf entralgenoſſenſchaftskaſſe und den Genoſſenſchaften zu

affen.
Abg. Dr. Seelmann Dn.): Die Genoſſenſchaften haben ſials ſegensreich erwieſen, ſ bewahren vor teſte So i

ſierung und brechen den Auswüchſen des Kapitalismus die Zähne
aus.

Abg. Eſſer (Zentr.) begründet ſeinen Antrag.
Abg. Dr. Crüger (Dem.): Wir ſtimmen dem Antrage Eſſer

zu, trotzdem er uns ſehr wenig genau gefaßt iſt. Beſonderen
De e i auf den Ausbau des Genoſſenſchaftsweſens in der

andwirt
S ger Dr. Leidig (D. Vp.): Wir unterſtützen den Antrag
Fſſer.

Abg. EberleBarmen (Soz.): Die Genoſſenſchaften dürfen
nicht mit Kartellen und Truſts auf eine Stuſe geſtellt werden.
Die Genoſſenſchaften dienen der Gemeinwirtſchaft, während die
Kartelle im Dienſte der Privatwirtſchaft ſtehen. Eine Unter-
ſtützung der Regierung darf nicht zu einer Ueberwachung der ge-noſſenſchaftlichen Betriebe ausarten. In dieſem Falle ſind auch
wir für den egtrumeanſtrag

Der Haushalt für die Zentralgenoſſenſchaftskaſſe wird ge
nehmigt und der Antrag Eſſer angenommen.

Es folgt die zweite Beratung des
Haushalts der Eiſenbahnverwaltung.

Dazu liegen eine große Anzahl Anträge und Entſchließungen des.
Staatshaushaltsausſchuſſes vor; ſie betreffen u. a. den Ueber
gang der preußiſchen Staatseiſenbahn auf das
Deutſche Reich, die Ermahnung der Eiſenbahner zu treuer
Pflichterfüllung, (1) die Beſeitigung der „wilden“ Arbeiterräte
und Berückſichtigung der Arbeiter und Beamten der Staatseiſen-
bahnen im Betriebsrätegeſetz, die Demokratiſierung der Eiſen-
vahnverwaltung und Beamtenbeſoldungsfragen.

Abg. Garnich (D. Vp.) begründet ſeinen Antrag um ſofortige
Aufhebung der verfügten Einſtellung desSchnellzugsverkehrs öſtlich der Linie Stettin Berlin
Dresden und Ausdehnung ſich als notwendig ergebender Ver-
kehrseinſchränkungen auf' das ganze Staatsgebiet. Durch Bevor-
zugung eines Landesteils vor dem andern befördert man die Ab-
trennungsbeſtrebungen. (Beifall rechts.)

Miniſter der öffentlichen Arbeiten Oeſer: Wir wukßten, daß
die Maßnahme ſchwer und hart iſt und ſogar als unerträglich auf-
gefaßt werden mußte. Wir waren durch die ſchwierigen Betriebs-
verhältniſſe dazu genötigt, und ich ſage in dieſem Zuſammenhang,
daß die Verhältniſſe ſich nicht beſſern, ſondern
eher noch ſchlechter werden. (Lebb. Hört, hört! auf allen
Seiten.) Der Bedarf an Kohlen und Lokomotiven und die allge
meinen Leiſtungen ſind noch nicht auf die Höhe gebracht worden,
die für eine glattere Abwicklung des Betriebes erforderlich iſt. Die
zur Rede ſtehende Maßregel wurde aus ſehr triftigen Gründen
nicht auf das ganze Gebiet ausgedehnt. Jm Kohlenrevier müſſen
die Halden, auf denen noch beträchtliche Kohlenvorräte lagern, bis
zur Jnkraftſetzung des Friedensvertrages ſo raſch wie möglich
entleert werden, damit uns dieſe Vorräte nicht noch verloren
gehen. Auch im Weſten kann

die Einſtellung des Schnellzugsverkehrs
nötig werden. Nur um die Gleichmäßigkeit herzuſtellen, konnten
wir uns dazu aber noch nicht entſchließen; denn das würde ſich nicht
verantworten laſſen. Ich betone aber ausdrücklich, daß weiter
gehende Maßnahmen in der Betriebseinſchränkung notwendig
werden können. (Bewegung.) Es kann dahin kommen, daß der
Perſonenverkehr ſo gut wie vollſtändig eingeſtellt wird zugunſten
des Arbeiter- und Geſchäftsverkehrs und des Milch- und Verſor-
gungsverkehrs. (Lebhafte Bewegung.) Es fehlen uns nicht nur
die 5000 Lokomotiven und 50 000 Wagen, die wir an die Gegner ab
liefern mußten, ſondern wir nähern uns auch jetzt der Veriode, in
der ſich die Wochen und Monate der Streikluſt im Frühjahr bitter
rächen. Große Schwierigkeiten erwachſen uns auch aus der über-
aus ſchlechten Qualität der Kohlen. Wir fahren tagtäglich 4000
Wagen Steine ab, die als Kohlen deklariert und bezahlt werden.
(Lebhaftes Hört, hört!) Der ſchlechte Brennſtoff, der die Züge
zum Stikliegen auf der Strecke ewingt, bis unterwegs die ſchlechten
Beſtandteile gus der Brennmaſſe herausgeklaubt ſind, iſt eine der
weſentlichen Urſachen für die außerordentliche langſame Betriebs-
abwicklung. Die Schwierigkeiten vermehren ſich durch die Ge
fangenentransporte, die uns aus dem Waffenſtillſtand erwachſenen
Verpflichtungen zur Abführ von Kohlen für die Gegner und die
ſich jetzt dauernd mehrenden Erntetransporte. An alle, Arbeiter
und Beamte, richte ich den Ruf: Seid eingedenk der Pflichten, die
ihr auf euch nehmen müßt, weil ihr in einem ſozialiſierten
Unternehmen arbeitet! und verwirklicht das Wort: Sozialismus
heißt mehr leiſten! (Lebhafter Beifall links, Gelächter rechts.)

Abg. Schubert (Soz.) ſtellt die förmliche Anfrage, was die
Regierung gegen die Auflöſung der Ausſchüſſe und Fachverbände
der Eiſenb rhner im beſetzten Gebiet durch die Entente und für die
Einführung des Achtſtundentages in den Eiſenbeghnbetrieben
dieſes Gebietes zu tun ſgedenkt.

Abg. Mehrhof (N. S.) ſtellt eine förmliche Anfrage über die
Demokratiſierung der h

Abg. Höfler (Dem.) begründet eine förmliche Anfrage über
die Vergewaltigung des parteipolitiſch- neutralen allgemeinen
Eiſenbahnerverbandes in Graudenz. Ein Mittel zur Verhinde-
rung ſolcher Vorgänge iſt eine wahrhaft demokratiſche Auslegung
der Beamtengeſetze.

Abg. Paul Hoffmann (N. S.) ſtellt eine förmliche Anfrage über
die Notlage der Eiſenbahner Jnvaliden und Hinterbliebenen.

Abg. Sprenger (Zentr.) ſtellt eine dringliche, förmliche An
frage über die Kartoffelnot. Der Verſand an Spätkartoffeln iſt
jetzt noch ingewöhnlich gering.

Miniſterialdirektor Pape: Der Schnellzugsverkehr im Oſten
wurde auch wegen der fälligen Kartoffeltransporte aus dem Oſten
eingeſtellt. Für eine genügende Wagengeſtellung zum Kartoffel-
transport wird geſorgt.

Abg. Brunner (Soz.): Mit Tariferhöhungen kann die
Finanzlage nicht durchgreifend gebeſſert werden, weil ſie oen Ver
kehr belaſten. Es iſt leichtfertig. zu behaupten, daß etwa nur die
Arbeiter an den Streiks ſchuldig ſind. 8

Das iſt eine beleidigende Behauptung. Wer ſm Schützen
graben geweſen iſt, gewöhnt ſich ſchwer an ein geordnetes Leben.
Mit Vorſchlägen zu Organiſationsverbeſſerungen finden die Be
amten bei der Eiſenbahnverwaltung noch immer den allerſchärfſten
Widerſtand. Die oberen Eiſenbahnbeamten arbeiten auch heute
noch nach dem alten Schema weiter und machen ſelbſt noch Ver
merke über die Parteizugehörigkeit ſozialdemokratiſcher Arbeiter
Wollen wir die Arbeſtsfreudigkeit wieder heben, ſo muß auch
Moral und Pflichtbewußtſein wieder geweckt werden. Der Ar-
beiter mag mir und mich verwechſeln, aber nicht mein und dein.
(Beifall b. d. Soz.)

Das Haus vertagt ſich auf Donnerstag 12 Uhr: Weiterbera-
tung. Schluß 514 Uhr.

Gewerkſchaftliches.
Haeniſch ſpielt den „ſtarfen Mann“. Zum Ausſtand des dar

m

T. F. e e er r r re S e r F J4 a o mee S e
e55 zum 84 2

m 4 2 wm-m-m-2--e. t

vom Miniſter für Wiſſenſchaft Kunſt und
Volksbildung gen s Telegramm eingelaufen:

Streikende tglieder ſin i binnen 24 Stundendie Vertragspflichten zu erfüllen bei Vermeidung g Entghunß aus wichtigen Gründen. Jm Weigerungsfalke c dieſe
für alle entſtandenen Schäden ha zu machen. Alle Rechte der
Staatsregierung vorbehalten. ahtantwort nach Ablauf der
Friſt, ob Tätigkeit wieder aufgenommen. Miniſter Haen i ſch.

Wenn doch ieſer arme Konrad auch gegen ſeine aufſäſſigen Ge
heimräte und renitenten deutſchnationalen Schuldirektoren uſw.
auch ſoviel Forſche en möchte, wie gegen die ſtreikenden
Schauſpieler von Hannover

Halle und Saalkreis.
Halle, den 9. Oktober 1919

Der Streik bei der Hettſtedter Eiſenbahn.
Wegen Gehalts und Lohnſtreitigkeiten ſind die Eiſenbahn

angeſtellten der Firma Lenz u. Ko., der auch die HalleHettſtedter
Eiſenbahn gehört, in den Streik getreten. Seit April haben fort-
g. Verhandlungen zwiſchen den Angeſtelltenausſchüſſen der

ahnen von Lenz u. Ko. einerſeits, den Vorſtänden
der einzelnen Bahnen, ſowie der betriebsführenden Firma ander-
ſeits über Gehalts- und Teuerungsfragen ſtattgefunden. P
geſetzt ſind den Angeſtellten durch die Vetriebsführerin Verfpre-
chungen gemacht worden, welche bis heute nicht eingelöſt wurden.
Verſchiedentlich neigten die Verhandlungen zu zufriedenſtellendem
Abſchluß, welche jedoch jedesmal durch die Firma Lenz hinter
trieben wurde. Es handelt ſich um ein beſonderes Abkommen,
welches vor dem Tarifvertrag abgeſchloſſen wurde. Jn dieſem
Abkommen heißt es: Die Verwaltung inlligt grundſaäßzlich die
laufenden Teuerungszulagen nach den Sätzen der Staatsbahn,
wie ſie durch Miniſterialerlaß vom 4. März feſtgeſetzt ſind, mit
Rückwirkung vom 1. Januar an, mit der Maßgabe, daß die aus
machenden Beträge für den laufenden Monat Januar, für gtt
bruar, März und April mit möglichſter Beſchleunigung gezahlt
werden und daß bis zum 25. Mai eine ſofort zuſammengetretene
Kommiſſion die vom 1. Mai an weiter zu zahlenden Teuerungs-
zulagen feſtſetzt. Nun iſt die Firma Lenz u. Ko. wohl dieſem Ab-
kommen bis zum 30. April nachgekommen, die Kommiſſion iſt zu-
ſammengetreten und haben ſich zwei Meinungen gebildet. Die
Firma Lenz u. Ko. gibt an, daß ſie nicht mehr zahlen kann, da
gegen ſteht die geſamte Beamtenſchaft auf gegenteiligem Stand-
punkt. Verteilt wurden nach dem vorjährigen Geſchäftsbericht
von der Aktiengeſellſchaft für Verkehrsweſen von einem Geſamt-
überſchuß von insgeſamt 1,5 Millionen 10 Prozent Dividende.
Außerdem hat die Geſellſchaft Lenz u. Ko. im Jahre 1918 Bauten
mit einem Geſamtkapital von 17,9 Millionen Mark zum Teil in
Angriff genommen, zum Teil vollendet. Die Angeſtelltenſchaft
befindet ſich in einer großen Notlage. Obgleich die Staatseiſen
bahn mit 348 Milliarden Mark Defizit arbeitet, gewährt ſie
ihren Beamten und Arbeitern in richtiger Würdigung der Be-
dürftigkeit und der dauernd anhaltenden Teuerung Veſchaffungs
beihilfen. wogegen die Geſellſchaft Lenz u. Ko. bei den geſamten
Ueberſchüſſen nicht einmal den. Angeſtellten das zum Leben Not
wendigſte zur Verfügung ſtellen will. Die Einkünfte der Ge
ſchäftsführer und Abteilungsleiter ſind geradezu enorm. Sind
doch auch dieſe Herren meiſtenteils mit Gewinnbeteiligung an den
Unternehmungen beteiligt. Da die Angeſtellten keine Möglichkeit
ſehen, mit ihren Arbeitgebern in weiteren Verhandlungen einig
zu werden, traten ſie in Streik. Nach Mitteilungen von beteiligter
Seite ſoll ein Regierungskommiſſar von Berlin die Firma Lenz
u. Ko. zu Verhandlungen aufgefordert haben. Die Verhandlung
ſoll in Breslau ſtattfinden. Auch die Staatsbahn ſcheint ſich mit

in Hannover i

leiter des Chriſtlichen Verbandes zur Eiſenbahndirektion beſtellt
zwecks Bedienung des Gas und Lichtwerkes und zwecks Be
ſchaffung von Kohlen. Was iſt dort zwiſchen den Bezirksleitern
der Gewerkſchaft deutſcher Eiſenbahner vereinbart? Wir ſind der
Meinung. daß das Streikkomitee vorher zu benachrichtigen' iſt,
denn es iſt die zuſtändige Jnſtanz. Oder iſt alles perfekt? Denn
am 7. Oktober iſt in aller Stille an 20 Beamte der Staatsbahn
die Aufforderung gegangen, Kohlen nach der Halle-Hettſtedter
Bahn zu befördern. Hoffentlich werden nun die Beamten der
Staats und Halle-Hettſtedter Bahn einſehen, daß ihre Fachver
bände ſie ſchließlich zum Streikbrecherdienſt erziehen.

Elternabend im Volkspark.
Der Bund zur Erhaltung und Mehrung der Volkskraft hatte zu

einem Elternabend eingeladen, der auch gut beſucht war. Herr Direktor
Köneke ſprach über Berufswahl. Drei Geſichtspunkte müſſen
bei der Berufswahl beſonders in Erwägung gezogen werden: die
körperliche, geiſtige und ſittliche Eignung, die Lage auf dem Arbeits-
markt und die Sorge um ein ſpäteres Fortkommen. Eignung und
Neigung müſſen vor allen Dingen berückſichtigt werden denn der
Beruf darf nicht als Wirtſchaftsbegriff aufgefaßt werden, ſondern er
iſt Kulturbegriff. Es iſt Aufgabe der Schule durch Lehre, Hinweis
auf große Vorbilder und durch Erziehnng zur Charakterſtärfe die Be
rufsneigung zu ſtützen. Durch den ſtarken Andrang zur Beamten-
laufbahn und zu den höheren Berufen einerſeits und zum unge

lernten Arbeitertum andererſeits, ſind die gewerblichen Berufe
ſtark benachteiligt; denn die Zahl der Lehrlinge iſt um mehr els
25 Prozent zurückgegangen. Der Grund dafür iſt in der Unter-

ſchätzung der körperlichen Arbeit zu ſuchen. Aber in der Zukunft
werden gerade noch höhere Anforderungen an das Handwerk ge-
ſtellt werden, da an Stelle der bisherigen Quantitätsarbeit Qua
litätsarbeit treten muß. Bei der Berufsberatung ſoll Schule,
Arzt und Arbeitsamt zu Rate gezogen werden.

Herr Direktor Göll ſprach über: Berufsberatung im
Kaufman'nsgewerbe. Ausgehend von den Eigenheiten des
Kaufmannsberufes, ſchilderte er ſeine Anforderungen und Aus-
ſichten. Die Ausbildung muß ſich neben Warenkenntnis auch auf
Menſchenkenntnis erſtrecken. Am beſten kann die Ausbildung in
einem kleinen Geſchäft erreicht werden. Dabei iſt eine gute Schul
bildung unerläßlich. Auch muß eine Weiterbildung in kaufmän-
niſchen Fortbildungeſchulen und Handelsſchulen verlangt werden.

Herr Stadtſchularzt Dr. Peters führte aus, n erade die
Zeit, in der die Berufsberatung in Tätigkeit treten ſoll, für den
Jugendlichen das geſundheitlich gefährlichſte Alter iſt. Durch die
andauernde ſchlechte Ernährung hat ſich zudem der Geſundheits
zuſtand und die körperliche Entwicklung bei der Jugend verſchlech
tert. Das darf bei der Berufsberatung nicht vergeſſen werden.
Eine Ausſprache ſchloß ſich den Vorträgen nicht an.

Wer im Glashaus ſitzt
„Eine kurze Führerlaufbahn eines Rrradikalen.“ Jn

einem von ſchwulſtigen, heuchleriſchen Phraſen der allerwider-
lichſten Art nur ſo ſtrotzenden, obige Ueberſchrift tragenden Auf-
ſatz zieht das von Unternehmerwohlwollen lebende gelbe Noske
papier Verfehlungen eines Angeſtellten des Eiſenbahnerverbandes
an die Oeffentlichkeit. Wenn der Angeſtellte Georg Hennig dieihm nachgeſagten Veruntrenungen wirklich begangen haben ent

wird nicht ein einziger Parteigenoſſe den leichtſinnigen h
in Schutz nehmen. Das ſollten auch die armſeligen Geiſter des
gelben Blättchens wiſſen. Was kann die Organiſation oder die
Partei dafür wenn einer ihrer Mitglieder ſich einer groben
Pflichtverletzung ſchuldig macht?
Leuten ja auch nicht an. Für ſie iſt es eine günſtige Gelegenheit,

den verhaßten Unabhängigen eins auszuwiſchen. und dieſe Ge
legenheit läßt man ſich nicht entgehen. Feder, der dieſes Gr
ſchleime zu Geſicht bekommt, muß unwillkürlich glauben, daß ſo

ſtellenden Perſonals des Opern und Schauſpielhauſes die reinen Muſterknaben wären.

der Angelegenheit zu befaſſen. Am 6. Oktober wurden die Bezirks

Aber darauf kommt es den

Halle (Saale), 9. Oktober 1919.

nein, ſo iſt die Sache nicht. Kommen ſolche und namentlich
end einer Revolution immer unvermeidlichen unange-

nehmen Handlungen vor, ſo decken ſie darüber ihren Mantel
ſcheinſogialiſtiſcher Nächſtenliebe. Einige Warum verbergen dieſe ſcheinheiligen Moralhüter ſo ngſtlich die Veruntreu
ungen des früheren Gewerkſchaftsangeſtellten des Vauarbeiter
verbandes vor der Oeffentlichkeit. Beim Einrücken zum Militär
im Auguſt 1914 hinterließ der Herr ein ungedecktes Andenken von
etwa 4000 Mk. ſeinen Verbandsmitgliedern. Den Leuten, die heute
noch eine große Rolle im Kreiſe der Noskeſozialiften ſpielen und
ihrem Organ beſonders naheſtehen, war der Lebenswandel dieſes
Ehrenmannes bekannt. Gerade ſie mußten wiſſen, daß er alsilienvater mit einer großen Anzahl Kinder nicht in der Lage
ein konnte, ſabrelang Weiber auszuhalten. Jn ähnlicher Weiſe
pflegten eine ganze Anzahl ihrer Leute dieſelben noblen e
nen. Sollten jene Herren ihren intimen Verkehr mit der holden
Weiblichkeit in dem bewußten Kaffee am Markt vergeſſen haben?
Das traute Tete-a-tete währte jahrelang. „Mein lieber Männe“,
„mein ſfüßer Rudi“, „blonder Albert“ uſw. kennzeichnet wohl ge
nügend die füße Freundſchaft. Aber noch eine ernſte Frage an
die ausgeſprochen r Wie war doch die Sache
mit dem Abſteigequartier in der Friedrichſtraße? Auch der kleine
Bezirksoberbonze, „Schack Nr. II“, dürfte kein leuchtendes Beiſpiel
als Führer der r r ſein. All das mit den Wei-bern verpraßte el d, waren das nicht auch Arbeiter

Und wenn das Blätichen am Schluß ſeines Geſeires
ſchreibt: „Es iſt ganz gleich, ob unfähig oder untreu, Herr Hennig
wird auch ſein Bild zu jenem Album liefern, das in
ſpäteren Zeiten das kommende Geſchlecht nachblättern wird, um
ſich die Leute zu betrachten, die bewußt oder unbewußt, Schäd-
linge der ſozialiſtiſchen Bewegung Deutſchlands und der Welt
waren“, ſo wird er ſich in tranuter Geſellſchaft befinderk mit den
rechtsſozialiſtiſchen, den „geborenen“ Arbeiter führern“.

groſchen

Verſammlung der Genoſſinnen. In der am Dienstag ab
gehaltenen Mitgliederverſammlung unſerer Genoſſinnen erſtattete
die Genoſſin Krüger Bericht über die in Berlin ſtattgefundene
Reichsfrauenausſchußſitzung. Zu der Frage, ob der Internationale
Frauentag beſchickt werden ſolle, beſchloß die Verſammlung ein-
ſtimmig, den Jnternationalen Frauentag zu beſchicken. Mit Rück
ſicht auf die niedrige Valuta Deutſchlands und Oeſterreichs ſoll aber
dafür eingetreten werden, daß ſeine Einberufung nicht, wie be-
abſichtigt, nach der Schweiz, ſondern nach Oeſterreich erfolgt. Die
Genoſſin Krüger hielt ein ausführliches Referat über: Die Frau
in der Kommunalpolitik. Sie ſprach beſonders eingehend über die
Armenpflege und geſtaltete dadurch ihre Ausführungen intereſſant,
indem ſie an Hand ihrer praktiſchen Erfahrungen als Stadtver-
ordnete nachwies, von welchen reaktionären Geſichtspunkten auf
dieſem Gebiete bis jetzt gearbeitet worden ſei und noch gearbeitet
würde. Die Genoſſinnen ſtimmten ihr zu, daß das jetzt anders
werden müſſe, und eine ganze Anzahl erklärten ſich auf Aufforde-
rung der Referentin bereit, gegebenenfalls in der Armenpflege
uſw. tätig zu ſein, um beſſere Verhältniſſe ſchaffen zu helfen. Die
Genoſſin Binner machte aus ihren praktiſchen Erfahrungen eben-
falls noch einige ergänzende Ausführungen. Zum Schluß machte
Genoſſin Krüger noch darauf aufmerkſam, daß die Agitations-
kommiſſion zuſammentreten müſſe, ſobald die Generalverſamm-
lung die obligatoriſche Einführung der Kämpferin beſchloſſen habe.

Freie Jugend. Die Jugendbewegung des revolutionären Pro-
letariats ſteht in einer Kriſe. Enger Parteigeiſt, greiſenhafte Un
duldſamkeit, unjugendliche Verlogenheit und drohen zu
einer Spaoltung der Freien Sozialiſtiſchen Jugend zu führen.
Welchen Schiden die Trennung der Jugendbewegung in eine mehr
kommuniſtiſch gerichtete und in eine mehr unabhängig gerichtete
Strömung verurſachen wird, darüber ſind ſich die kommnuniſtiſchen
Fanatiker und Porzellanladenpolitiker in der Jugend wahrſchein-
lich ſelber nicht klar. Jn letzter Stunde erſcheint da ein War zungs-
und Mahnruf an die Jugendlichen und nicht zuletzt an die Er-
wachſenen, der von allen gehört werden ſollte. Der treue Freund
der Jugend Genoſſe Engelbert Graf, deſſen unbedingte und von
keiner Seite beeinflußte Ehrlichkeit allſeitig anerkannt iſt, hat
unter dem Titel: Freie Jugend im Verlage der Freiheit inBerlin ein Schriftchen erſcheinen laſſen, das ſich mit den Fragen
beſchäftigt, die jetzt in der J ndreregemg an der Tagesordnung
ſind. Jugendbewequng und Jugendpflege, Erwachſene und Ju-
gendliche, der Kampf- und Bildungscharakter der proletariſchen
Jugend, Partei und Jugend, all dieſe Fragen beſpricht der Ver-
faſſer in ſeiner klaren, allen zu Herzen gehenden Art. Er warnt
davor, den Parteihader in die Jugend hineinzutragen, hält es für
ein Unding, daß die Jugendbewegung eine Parteivorſchule ſein
ſoll und wendet ſich mit ſcharfen Worten gegen das Demagogen-
tum, das mit überradikalen Schlagworten und Ayppellieren an die
niederen Inſtinkte zur Spaltung in der Jugendbewegung treibt.
Er weiſt auf die traurige Erſcheinung hin, daß die Freie Soziali-
ſtiſche Jugend im Begriff ſteht, in eine jungkommuniſtiſche Partei
organiſation verwandelt zu werden, eine Parteiorganiſation, ge-
gründet auf die intellektuelle Diktatur von „Aelteren“, die nicht
mehr jugendlich, ſondern nur noch parteivolitiſch orientiert ſind,
für die die eigentliche Jugend nur ein leicht lenkbarer Vorſpann
iſt. Möge dieſer Mahnruf noch in zwölfter Stunde von all denen
gehört werden, denen die Geſchloſſenheit der Jugend über dem
parteipolitiſchen Hader ſteht. Kaufe ſich jeder das Schriftchen, das
nur 60 Pf. koſtet, und leſe es mit dem Herzen.

Bewegung der ſtädtiſchen Angeſtellten. Am 7. Oktober traten
zu einer gemeinſamen Beſprechung das erſte Mal die Ausſchüſſe
der bei der Stadt Halle beſchäſftigten Arbeiter, der auf Privat-
dienſtvertrag Angeſtellten und der Bureauhilfsarbeiter und -Hilfs-
arbeiterinnen zuſammen. Der Zweck dieſer Zuſammenkunft war,
eine Einigung zu erzielen, um die gemeinſamen wirtſchaftlichen
Intereſſen auch gemeinſam wahrzunehmen. Längere angeregte,
lebhafte Diskuſſion ergab das erfreuliche Reſultat, nämlich die
Gründung einer Arbeitsgemeinſchaft der ſtädtiſchen Arbeiter auf
Privatdienſtvertrag Angeſtellten und der Bureauhilfsarbeiter und
»Hilfsarbeiterinnen. Als Vorſitzender fungiert Herr Hugo Haaſe,
ſtädt. Elektrizitätswerk. Eine Kommiſſion wurde mit den Vor-
arbeiten für verſchiedene wichtige Sachen betraut. Allgemeines
Intereſſe bekundete die Verſammlung fur die Beſchaffungsbeihilfe,
welche den Reichs- und Staatsbeamten genehmigt iſt, auch in ver-
ſchiedenen Gemeinden ſchon gezahlt ſein ſoll. Man erwartet bal-
digſt auch hier eine Vorlage für ſämtliche ſtädtiſchen Angeſtellte.
Am Freitag abend, den 10. Oktober, ſoll in einer großen Berg
lung im Volkspark dazu Stellung genommen werden. Jeden-
falls iſt es als ein recht erfreulichen Jrichen anzuſehen, daß fich
endlich auch in Halle Hand und Kopfarbeiter auf gemeinſamer
wirtſchaftlicher Grundlage zuſammengefunden haben. Die wirt-
ſchaftlichen Jntereſſen ſind dieſelben. Einigkeit macht ſtark
in der Geſchloſſenheit liegt die Kraft.

Schulfragen gehen die Polizei nichts an. Bei der Polizeiver
waltung Halle war der Privatlehrer Taube aus Halle um die Er
laubnis eingekommen, hier Privatunterricht erteilen zu dürfen.
Während ihm zunächſt die Erlaubnis für einen beſtimmten Zeit
raum erteilt wurde, erfolgte ſpäter die Verlängerung der Er-
laubnis nicht. Nunmehr machte T. bekannt daß er Direktor einer
höheren konzeſſionierten Lehranſtalt für Nachhilfeunterricht ſei.
Als der Stadtſchulrat Brendel von dieſen Ankündigungen Kennt-
nis erbielt, veranlaßte er die Polizeiverwaltung zum Erlaß einer
Verfügung an T., durch welche ihm unter Androhung von Strafe
unterſagt wurde, derartige Ankündigungen, die zur Täuſchun
des Publikums geeignet ſeien, zu wiederholen. Das Ende dieſ
Konfliktes war. daß T., nachdem man ihn längere Zeit in den
Soldatenrock geſteckt hatte (es war in der r beim Ober
verwaltungsgericht Berufung einlegte, das die polizeiliche Ver
fügung aufhob, indem geltend gemacht wurde, vorliegend komme
eine Angelegenheit, welche auf dem Gebiete der Schulverwaltung

etwas nur im radikalen Lager vorkommen und die Nozkeſozialiſten gelegen ſei, in Frage. Jn Fällen ſolcher Art ſei nicht die Polizeina, ſondern nur die Regierung in nie



weſen. Die Polizeibehörde hätte nur dann die erlaſſen
dürfen, wenn eine dringende Angelegenheit in Frage gekommen
und mit einer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung i rechnen geweſen wäre.

r Arbeiterrat gegen die Alkoholpeſt. Jn Hagen hat der Arbeiterrat ein Flugblatt verteilt folgenden t e Die verſtan

ſämtlicher eiſerner Angeſtellten- und Beamten
vereine be chloſſen in einer Verſammlung, ſämtliche Wirtſchaften,
in denen Brennſpiritus zu Trinkzwecken verabfolgt wird, zu boy

Jottieren. Dann folgt die Liſte von 21 Wirtſchaften, die wegen
Ausſchanks von Brennſpiritus zu meiden ſind. Es heißt dann
weiter: Arbeiter! Bürger! Meidet dieſe Lokale! Boykottbruch iſt
Streikbruch. Werdet euch bewußt, welche Pflichten ihr der Ge Sch
ſfamtheit ſchuldig ſeid. Perſonen, die aus Habſucht ihre Neben-
menſchen vergiften, haben keinen Anſpruch auf Unterſtützung
eines rechtſchaffenen Menſchen. Klärt die Trinker dieſes Giftes
auf über das Verbrechen, welches ſie an ſich ſelbſt und ihren
Familienangehörigen begehen. Arbeiter, Bürger, meidet überhaupt
den Schnaps!

Auf die Volksabſtimmung in Oberſchleſien weiſt der Magiſtrat
in folgender Zuſchrift hin: Nach dem Friedensvertrage entſcheideteine Volksabſtimmung darüber, ob einzelne Teile Sberſchleſtens

an Polen fallen oder bei unſerem Vaterlande bleiben. Es handelt
ſich um die Kreiſe Namslau, Kreuzburg, Roſenberg Oppeln (Stadt

id Land), Groß-Strehlitz, Lublinitz, Gleiwitz (Stadt), ToſtGlei
witz, Tarnowitz, Beuthen (Stadt und Land), Königshütte (Stadt),Hindenburg (früher Zabrze), Kattowitz (Stadt und gand le
Rybnik, Ratibor (Stadt und Land), Coſel, Leobſchütz und Neu-
ſtadi. Stimmrecht haben alle Perſonen beiderlei Geſchlechts, die
über 20 Jahre alt und in dieſen Gebieten geboren ſind, auch wenn
ſie nicht mehr dort wohnen. Wer vor dem 1. Janunr 1801 geboren
iſt und nach ſeinen Kräften verhindern will, daß ſeine heimatliche
Scholle unter polniſche Herrſchaft fällt. wird gebeten, ſich beim
Magiſtrat der Stadt Halle Bureau VIII, Großer Berlin 11) zu
melden, damit ihm rechtzeitig die weiteren Aufklärungen erteilt
werden können.

Rückkehr der Schweizerkinder. Diejenigen Hallenſer Kinder,
die am 2L7. Auguſt von Halle nach der Schweiz abgefahren ſind,
und in Davos und Bern untergebracht waren. reiſen am 9. Okt.,
nachmittags 2.55, von Baſel ab. Die Anſchlußkinder und die in
Baſel untergebrachten Kinder fahren zu derſelben Stunde, am
10. Oktober, ab. Der erſte Transport trifft vorausſichtlich am
10. Oktober und der zweite am 11. Oktober, vormittags 5.36, mit
dem fahrplanmäßigen Zuge hier ein.

Stadtihenter. Heute, Donnerstag, gelangt der Schwank Die
Rutſchbahn von Gordon und Götz zur Erſtaufführung. Freitag geht
Meyerbeers Oper Die Hugenotten in Szene. Sonnabend: Martha.
Sonntag nachmittag: Fremdenvorſtellung: Heimat. Sonntag abend
Die Zauberflöte. Montag: Carmen.

Jm Thalia- Theater gelangt am Sonntag, den 12. Oktober,
abends 75 Uhr, als Gaſtſpiel des Stadttheater Perſonals das Luſt
ſpiel Die verlorene Tochter von Ludwig Fulda zur Aufführung.

Apollotheater. Der liebe Auguſtin mit Dominik Löſcher und
Max Willenz als Gäſte hat noch nichts von ſeiner Zugkraft ver-
loren. Am Sonntagnachmittag 3 Uhr gelangt Der Trompeter
von Säkkingen als Familien- und Jugendvorſtellung bei kleinen
Preiſen zur Aufführung. Kinder zahlen halbe Preiſe. Vorver-
kauf von 9 bis 1 Uhr und 5 bis 87 Uhr, Sonntags un unterbrochen.

Warnung vor Lebensmittelſchwindlern. Von Tag zu Tag
mehren ſich die Fälle, wo Schwindker unter dem Vorgeben, Lebens
mittel und Waren aller Art gut und billig beſchaffen zu können,
Leichtgläubige um oft namhafte Beträge ſchädigen. Es kann nur
dringend davor gewarnt werden, mit Unbekannten ohne genaueſte
Prüfung der Perſonalien in Geſchäftsverbindung zu treten. Vor
allem empfiehlt es ſich, keine Vorſchüſſe, die von den Betrügern an
gedlich zum Ankauf der Ware verlangt werden, zu zahlen.

Bauarbeiterverband. Auf den Jnſeratenteil der heutigen Nummer
des Volksblattes machen wir die Kollegen 432 beſonders aufmerk-
fam. Jn dieſer Verſammlung darf kein Kollege fehlen! Die Orts-
verwaltung.

Revierrats- Konferenz des Halliſchen Bergreviers.
Sonntag, den 12. Oktober, vormittags 9 Uhr. tagt in Halle im

Volkspark der Halliſche Revierrat. Nach Erledigung der äußerſt
wichtigen Tagesordnung findet die Abrechnung ſtatt. Alle Revier
xats Mitglieder werden erſucht, pünktlich zu erſcheinen.

J. A. Fr. Steinbach.
Ammenderf. Ortskartell. Die erſte Sitzung des Ortskartells

für Ammendorf und Umgegend fand am Sonntag ſtatt. Die Not-
wendigkeit wurde a anerkannt und bereits die meiſten Gewerk
ſchaften und die U. S. V. mit Ausnahme der Sportvereine ſind in
ihm vereinigt. Es wurden die Richtlinien des Kartells beſchloſſen
und ſollen den Organiſationen zugeſchickt werden. Um die äußerſt
notwendige Aufklärungsarbeit zu vollbringen, ſoll regelmäßig wöchent
ch ein Vorirags- oder Diskuſſionsabend ſtattfinden und zwar der
erſte bereits nächſte Woche, Donnerstag, den 16. Oktober, in Helms
Reſtaurant über das Thema Kommunale Praxis in den ländlichen
Semeinden. Alle Zuſchriften an das Ortstartell ſind an den Vor
ſitzenden Genoſſen Willi Dörr, Ammendorf II, Brauhausſtraße 31,
zu richten.

Osmünde. Parteiverfammlung. Sonnabend. den
11. Oktober, abends s Uhr, im Lokal des Herrn Auguſtyniak
Diſtriktsverſammlung. Zahlreiches Erſcheinen erforderlich.

Seeben. Diſtriktsverſfſammlung. Sonnabend,. den
11. Oktober, abends 8 Uhr, im Gaſthof Giaſer, Diſtriktsverſamm-
lung. Erſcheinen aller Genoſſen und Genoffinnen iſt Pflicht.

Allerlei.
Bankraub in Riga. Jn Riga drangen Räuber am hellen Tage

in das Gebäude der Nordiſchen Bank und beraubten die Kaſſe um
etwa 1 Million Mark; darunter befand ſich die Spende der ameri
kaniſchen Juden zugunſten der jüdiſchen Bevölkerung Rigas von
160 000 Frank. 10 Angeſtellte wurden im Saferaum, etwa 20 an-weſende Beſucher im Korridor eingeſperrt. Man iſt den Räubern
auf der Spur.
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Aus der Provinz.
Unglaubliche Zuſtände in der Volksheilſtätte Albertsberg

Unter dieſer Spitzmarke hatten wir in unſerer Nummer vom
de 2. Oktober die Verpflegungsverhältniſſe in der Heilſtätte Alberts

berg einer berechtigten Kritik unterzogen. Der leitende Arzt
ſendet uns nun folgende Berichtigung:

„Die in Nr. 21 des Volksblattes veröffentlichte Schilderung
vor angeblich unglanbl ſchen Zuſtänden in der Heilſtätte Alberts-
berg i. Vo. iſt von der Anſtaltsleitung in einer Zuſchrift an die
Redaktion zum Gegenſtand einer Ausſprache gemacht worden. Die

ildernng wird als größtenteils übertrieben bezeichnet und ent
ſpreche nicht der Wahrheit. Der Krankenrat der Anſtalt habe es
aus dieſem Grunde abgeleknt, die Zuſchrift in Nr. 231 mit ſeinem
Namen zu decken und erkläre, daß keine Veranlaſſung vorliege, die
Oeffentlichkeit über Albertsverger Zuſtände zu unterrichten. Zum
Ausdruck des Proteſtes gegen die Veröffentlichung legte u. a. der
Vorfitzende des Patientenrates ſein Amt nieder.“
Aus einem längeren Begleitſchreiben des leitenden Arztes gehtjedoch hervor, daß unſere Angaben in der Hauptſache richtig ſind.

So heit es wörtlich in dem Schreiben: „Es iſt bedauerlich, daß
die Bauern der umliegenden Ortſchaften die Milch an Gaſthäuſer
verkaufen, für die Belieferung einer Volksheilſtätte aber keine
Milch übcig haben. Die Amtshauptmannſchaft Auerbach hat es
bisher nicht durchſetzen können, daß an unſere Heilſtätte mehr
Milch geliefert werde.“ Das iſt ein ſchönes Armutszeugnis, daß
hier der Amtshauptmannſchaft ausgeſtellt wird. Es lag oder liegt
uns völlig fern, den leitenden Arzt für derartige Dinge verant
wortlich zu machen. Wir wiſſen ſelbſt, daß die Ernährungsmög-
lichkeiten in der Verpflegung einer Heilſtätte ſchwierig ſind. Wenn
ſich allerdings die Amtshauptmannſchaft Auerbach eines ſo großen
Anſehens bei ihren Bauern erfreut, iſt die ſchlechte Verpflegung
leicht zu erklären. Oder trinkt etwa der Herr Amtshauptmann
in den Gaſthäuſern auch von der Milch, auf die die Kranken ver-
geblich warten?

Merſeburg. Steuerſtaffelung. Der Magiſtrat wacht bekannt,
in welcher Weiſe die Einkommen über 6500 Mk. erhöht zur Steuer
leiftung herangezogen werden ſollen, um den Fehlbetrag für die Be
freiung für Einkommen bis 3900 Mk. zu decken. Folgende Zuſchläge
werden genommen Von 6500 Mk. bis 10500 Mk. 5 v. H., 19501 Mk.
bis 15 500 Mk. 10 v. H., 15501 Mk. bis 20500 Mk. 15 v. H., 20501 Mk.
bis 25000 Mk. 20 v. H., 25501 Mk. bis 28500 Mk. 25 v. H., 28501 Mk.
bis 29500 Mk. 30 v. H., 29501 Mk. bis 30500 Mk. 35 v. H.,
30501 Mk. bis 6000 Vik. 40 v. H., 36001 Mk. bis 46000 Mk.
45 v. H., 46001 Mk. bis 58000 Mk. 55 v. H., 58001 bis 82000 Mk.
55 v. H., 82001 Mk. vis 88000 k. 89 v. H., 88 001 Mk. bis 105000 Mk.
65 v. H., 105 001 Mk. bis 120000 Mk. 70- v. H., 120001 Mk. bis
130000 Mk. 75 v. H., 130001 Mk. bis 600000 Mk. 80 v. H. und über
600000 Mk. 90 v. H. Die Befreiung und die Zuſchläge gelten für
das geſamte Rechnungsjahr 1919, alſo rückwirkend vom 1. April 1919 an.

Paſſendorſ. Gemeinderagat. Der neugewählte Gemeindevor-
ſteher Gen. Bedau eröffnete zum erſtenmal die Sitzung und legte
den Vertretern ſein Programm vor. Er würde ſein Amt im revo-
lutionären Sinne und zur Zufriedenheit der Gemeinde ausführen.
Da der unſelige Krieg auch unſere Gemeinde in eine große
Schulden wirtſchaft getrieben habe, ſo ſteht die Verwaltung vor
einer großen Aufgabe, zumal die Gemeinde gar kein Eigentum
an Grund und Boden habe, und ſomit alle Ausgaben nur aus
den Steuern gedeckt werden müßten. Der Vorſteher gab dann die
kurzen Umriſſe der zukünftigen Verwaltungsarbeiten in der
Steuer-, Grnährungs-, Wohnungs- ſowie Schulpolitik und im
Armenweſen. Die drei demokratiſchen Vertreter gaben ihrer Zu-
ſtimmung zu dieſen Darlegungen Ausdruck. Als erſten Punkt
trug der Vorſteher einen Antrag auf Bewilligung von Mitteln zur
Anſchaffung von Utenſilien, Umbau des Amtszimmers uſw. vor.
Die Mittel wurden einſtimmig bewilligt. Zur Errichtung von
echs Wohnhäuſern auf dem Grundſtück Deutſcher Hof, durch den
rchitekten Metze aus Halle, erläuterte der Vorſteher das ganze

Bauprojelt und legte die Zeichnungen zur Einſicht aus. Das
anze Projekt wird wegen der Wohnungsnot im allgemeinen mit
Freuden begrüßzt, wurde aber nach reiflicher Diskuſſion ver-

ſchiedener Bedenken vorläufig zurückgeſetzt und heſchlofſen, auf An-
trag des Architekten die Baugeichnungen einſtweilen bei der in
Betracht kommenden Behörde zur Genehmigung einzureichen. Zu
der Lebensmittelfrage betonte der Vorfteher, daß der Gemeinde
unter anderem auch eine Maſſe ſogenannter Nährſnopen von der
Kreiseinkaufsſtelle zur Verteilung geſchickt worden ſind. Da aber die
Einwohner dieſe Suppen abſolut nicht mehr kaufen wollten, ſo
ſtellte ſie der Gemeindevorſteher den Kreiseinkaufsſtellen wieder zur
Verfügung. Laut Schreibens dieſer Behörde und des Ernährungs-
amtes in Berlin müſſen die Suppen zur Verteilung gelangen. Es
wurde beſchloſſen, die Suppen vorläufig ſtehen zu laſſen und nicht
zu bezahlen und es ſchließlich auf eine Klage ankommen zu laſſen,
da ſämtliche Vertreter der Meinung waren, daß Lebensmittel, dieabſolut nicht zu genießen find, dem Hublikum nicht für vieles Geld

aufgebalſt werden können.
Die Wahlen der derſchiedenen Kommiſſionen hatten folgendes

Reſultat: Die Steuereinſchätzungskommiſſion beſteht aus drei
Mitgliedern, und zwar Rabitz, Böhme und Kühl; drei Stellver-
tretern Sparmann, Stäuber und Pabſt, von der demokratiſchen
Fraktion Fricke u. Breithaupt. Erfaſſungskommiſſion: Gen. Nerre,
Böhme, Kupfer und Breithaupt. Rechnungsprüfungskommiſſion:
Nerre, Sparmann, Pabſt. Bau und Wohnungskommiſſion: Her-
mann, Stäuber, Sparmann, Frauendorf und Fricke. Lebens-
mittelkommiſſion: Fran Ehrt, Böhm, Kupfer. Sportplatzkom-
miſſion: Hermann, Nerre, Stäuber. Hierauf kamen noch ver-
ſchiedene Armenunterftützungsangelegenheiten zur Sprache.

Mücheln. Die erſte Veranſtaltung des Bildungsaus-
ſchuſſes fand am Dienstag, den 7. Okiober, ſtatt. Vor überfülltem
Hauſe wurde das bisher verbotene Milirärſchauſpiel „Die letzten ſechs
Wochen vom dramatiſchen Verein Die Volksbühne- Merſeburg auf-
geführt. irkungsvoll und tiefergreifend waren die einzelnen Szenen,
in denen die Darſteller den lauſchenden Zuhörern den alten vreußi-
ſchen Militarismus vor Augen führten. Der entſetzliche „Kadaver
gehorſam“ entrollte ſich draſtiſch Bild für Bild. Nichts kann den an
„Dienſtvorſchrift“ erzogenen iegsgerichtshof in ſeiner dem An-
geklagten vollſtändig ungünſtige Zuſammenſetzung erkennen laſſen, daß
der Angeklagte nicht Angeklagter, ſondern Ankläger ſein müſſe. Zengen,
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Se nweiflung 9
„Gemeine“ hat gefehlt und barte das ähege Krtz
vor der Entlaſſung, den Tag der goldenen iheit fühlend, al
e wird er zum gemeinen Verbre geſtempelt.irtſam iſt die Szene, in welcher der Vater, ein auf ſein Eiſerns
Kreuz ſtolzer Kriegsinvalide, dasſelbe von ſich wirft, in voller Ent
rüſtung und nis ſeiner bisherigen Verblendung. Als Spiegel
bild des alten preußiſchen Militarismus hatte die Aufführung be
ſonders jetzt wieder ihre rege mehr denn je. Noch lebt der
alte Kaſtengeiſt und das feudale Offizierkorps und ſchon mehren ſich
die Vorfälle, daß der blinde Gehorſam als unbedingt erforderlich
wieder eingeführt wird. Die Darſtellungen werden vielen die Augen
geöffnet haben und boten die Wirkung nicht verfehlt. Mancher
Proletarierſohn ſteht in den Reihen des neuerſtandenen Militarismus
und erkennt nicht die Gefahr, in der er ſchwebt. Proletarier erkennt
den heimtückiſchen Militarismus, den Helfershelfer des Jmperialismus.

m Kampfe gegen ihm iſt Aufklärung ein Stück zur Befreinng.
Beſucht die Aufklärungsabende, die Verſammlungen und Bildungs-
veranſtaltungen und ſchreitet vorwärts auf dem Wege des Wiſſens
und damit zur Macht.

Bitterfeld. Deutſchnationale Frauenverſammlung. Am
Montag fand in Dörings Konzerthaus eine mäßig beſuchte Frauen
verſammlung ſtatt, einberufen von der Deutſchnationalen Volkspartei,
mit dem Thema: Was müſſen wir Frauen tun. Wer nun vielleicht
angenommen haite, poſitive Vorſchläge zu hören, der mußte mit Er-
ſtannen wahrnehmen, daß die Herrſchaften der Deutſchnationalen
Volkspartei nach den Worten der Referentin nur die gute, alte deutſche
Behaglichkeit ſchwer vermiſſen. Von den Nöten und Sorgen des
Proletariats kein Wort. An allem ſei aber nur die Sozialdemokratie
ſchuld. Daß wir 4 Jahre Krieg hinter uns haben, ſchien die Refe-
rentin vergeſſen zu haben. Die Frauen hätten es in der Hand, da
ſie in der Mehrzahl ſeien, einen feſten Block zu bilden zum Kampf
gegen Sozialismus und Kommunismus. Die Verſammlung hatte
während des 1/4ſtündigen, reich mit religiöſen Phraſen getränkten
Referats eine muſtergültige Ruhe bewahrt. Die Verſammlungsleiterin,
Frau Paſtor Kleeberg-Niemegk, machte dann darauf aufmerkſam, daß
in der Diskuſſion nur Frauen zu Worte kommen dürften, wohl in der
Annahme, daß ſich keine Frau melden würde. Es meldete ſich aber
Genoſſin Auguſte Hennig-Leipzig und ſiehe da, ſofort machte ſich eine
Nervoſität bei der Verſammlungsleitung geltend. Genoſſin Hennig
übte dann ſachlich und der Wahrheit entſprechend Kritik an dem Refe-
rat, wobei ſie andauernd vom Vorſtandstiſch unterbrochen und ihr das
Wort entzogen wurde. Sie ließ ſich aber nicht beirren, und da die
Verſammlung verlangte, daß ſie weiterreden ſollte, verließen die fünf
Damen der Deutſchnationalen Volkspartei fluchtartig das Podinin und
mit ihnen alle diejenigen den Saal, die ſich getroffen fühlten. Die
Verſammlung wurde dann, nachdem ein neues Bureau gewählt war,
unter Vorſitz unſeres Genoſſen Stammer wieder eröffnet. Genoſſin
Hennig brachte ihre Ausführungen unter ſtarken Beifall zu Ende und
Genoſſe Stammer ſchloß die Verſammlung mit einem begeiſtert auf
genommenen Hoch auf den internationalen Sozialismus.

Zörbig. Stadtverordnetenſitzung. Die Wahl des Genoſſen
Buchführer Berndt zum Beigeordneten und der Herren Dr. Roſahl
und G. Schaaf ſowie der Genoſſen, Bildhauer Bandmann und Schuh-
macher Pöckel wurden beſtätigt. Die Herren wurden durch den Bürger
meiſter Weps in ihr Amt eingeführt und verpflichtet. An unſern
Geupſſen im Magiſtrat wird es nun liegen, daß auch in Zörbig ein
Teil unſeres Kommunalprogramms zur Wirklichkeit wird. Die ſeiner-
zeit bewilligte unentgeltliche Lernmittelbelteferung machte es notwendig,
die Mittel der Schulkaſſe um 50h0 Mk. zu erhöhen. Hierzu beantragte
Genoſſe Baumgarte eine ſofortige öffentliche Ausſchreibung für die
geſamte Lernmittelbelieferung; es ſollten jedoch die vorhandenen Reſt-
veſtände der Händler zu angemeſſenen Preiſen aufgekauft werden.
Der Antrag wurde angenommen. Cine Beihilfe aus ſtädtiſchen
Mitteln von 500 Mk. für die vertriebenen Auslandsdeutſchen wurde
bewilligt. Jedoch bemerkten unſere Genoſſen dazu, daß es zuerſt die
Pflicht des Staates wäre, für die Flüchtlinge einzutreten und nicht
dieſe Sorge den Gemeinden und Privatkleuten zu überlaſſen. Die
Tüngergruben des ſtädtiſchen Grundſtücks ſind dicht an dem Stall
gebäude des benachbarten Wallwitzſchen Grundſtücks gelegen. An
gehlich ſollen durch die Näſſe der Düngergrube die Mauern dem
Einſturz nahe gebracht worden ſein. Die dadurch entſtandenen Re
pargturkoſten von 517.80 Mk. ſollten aus ſtädtiſchen Mitteln gedeckt
werden. Der Magiſtrat bheſtreitet jedoch dieſe Anſicht, ift aber geneigt,
300 Mk. Entſchädigung zu grwähre- Beſitzer erklärt, daß
damit dieſe Angelegenheit aus der Welt geſchaſſt iſt.

Noitzſch. Gemeindevertreterſitzung. Der Zuſchlag in der
Neuverpachtung der Gemeindeländereien wurde den Höchſtbietenden
erteilt. Der Pfortenanger wurde von der Wemeinde ſelbſt über-
nommen, während der Kuhanger der Kriegswitwe Krämer für ihr
letztes Angebot von 60 Mk. überlaſſen wurde. Dem Korbmacher
Heßler, welcher dafür über 110 Mk. geboten hatte, wurde der Zu-
ſchlag verſagt. Die Ausklingelgebühren wurden ſo geregelt, daß amt-
liche Bekanntmachungen nach wie vor 1,50 Wek. koſten, private Be
kanntmachungen bis 15 Worte 3 Mk., davon 50 Pf. für die Gemeinde.
Bekanntmachungen bis zu 30 Worten werden 4 Mk., davon 1 k.
für die Gemeinde, über 30 Worte 1 Mk, für die Gemeinde bei per
fönlicher Preisvereinbarung mir dem Gemeindediener koſten. Der
Antrag Mandel wegen Unterſtützung wurde befürwortet und ſoll dem
Landesarmenverband überwieſen werden. Zur Ausübung der Kohlen-
durchfuhrkontrolle ſollen der hieſige Gendarm und der Polizeiſergeant
beſtimmt werden. Es wurde angeregt, dieſen Winter 30 junge Kirſch-
bäume zu vflanzen. Die Wohnung im Gemeindeamt ſoll vom 1. Ok-
tober an mit 150 Mk. jährlich vermietet werden. Von unſeren Ge
noſſen wurde angeregt, man möge für die alten und ſchwachen Leute
beſſeres, bekömmlicheres Brot beſchaffen.

Schmiedeberg. Fleiſchſchiebhungen ohne Ende. DerHandelsmann O. Tilger aus Großwig iſt gefafßzt worden, als er
eine friſche Kuhhaut an den Mann bringen wollte. Das Fleiſch
von 278 Zentnern ſollte nach Leipzig unter der Bezeichnung „Bir-
nen“ verſchoben werden, wurde aber der Freibank überwieſen und
der hieſigen Bevölkerung mit 1 Mk. pro Pfund abgegeben.

Teramworiich ſür Vonnt und Parteinachrichten: Karl Bock; fur Halle und
s galkreis: Gotklieb Kaſparek; für Aus der war und Verſammlung berichte
Werner Scho.em, für Anzeigen Hermann Schade; Verlag Volksblatt G. M. b.
Frug Halle wee ronemchaftsvuchdruckerei G. m. d. H. ſämtlich im Halle
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